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Die SED-Führung erhob im Verlauf ihrer Herrschaft stets den Anspruch, sämtliche 
Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft anzuleiten und zu kontrollieren1. 
Dabei wurden von ihr Institutionen und Organisationen, die als mögliche Konkur­
renten auftraten oder als solche wahrgenommen wurden, ausgeschaltet bzw. ausge­
höhlt. Daß dieser Prozeß in zahlreichen gesellschaftlichen Bereichen mit Konflikten 
und Verwerfungen verbunden war, die Durchdringungskraft der SED-Herrschaft be­
grenzt blieb und die angestrebte Neuordnung nicht synchron verlief, darauf haben 
jüngste Studien zu Recht hingewiesen2. Während wichtige Differenzierungen unter 
sozial- und alltagsgeschichtlicher Perspektive bereits herausgearbeitet wurden3, blie­
ben andere Forschungsfelder bis heute noch etwas unterbelichtet. Dies gilt vor allem 
für wirtschaftshistorische Fragen, die sich mit der Errichtung der Zentralverwal-
tungswirtschaft beschäftigen: Neuere Untersuchungen bieten dazu entweder einen 
Gesamtüberblick4 oder sind sehr stark ordnungstheoretisch und damit eher statisch 

1 Zu den Folgen vgl. M. Rainer Lepsius, Die Institutionenordnung als Rahmenbedingung der Sozi­
algeschichte der DDR, in: Hartmut Kaelble/Jürgen Kocka/Hartmut Zwahr (Hrsg.), Sozialge­
schichte der DDR, Stuttgart 1994, S. 17-30; Sigrid Meuschel, Legitimation und Parteiherrschaft. 
Zum Paradox von Stabilität und Revolution in der DDR 1945-1989, Frankfurt a. M. 1992. Zur 
Kritik an diesem Ansatz vgl. Ralph Jessen, Die Gesellschaft im Staatssozialismus. Probleme einer 
Sozialgeschichte der DDR, in: Geschichte und Gesellschaft 21 (1995), S. 96-110. 

2 Vgl. die einzelnen Beiträge in: Richard Bessel/Ralph Jessen (Hrsg.), Die Grenzen der Diktatur. Staat 
und Gesellschaft in der DDR, Göttingen 1996; Thomas Lindenberger (Hrsg.), Herrschaft und Ei-
gen-Sinn in der Diktatur. Studien zur Gesellschaftsgeschichte der DDR, Köln/Weimar/Wien 1999. 

3 So liegen mittlerweile einige Studien zu den sogenannten Produktionsbrigaden vor, von denen sich 
die SED-Führung eine Produktionssteigerung in den Betrieben erhoffte. Im Mittelpunkt des For­
schungsinteresses stehen dabei sowohl innerbetriebliche Konflikte als auch die Auseinandersetzung 
zwischen SED und einzelnen Brigaden. Vgl. Peter Hübner, Konsens, Konflikt und Kompromiß. 
Soziale Arbeiterinteressen und Sozialpolitik in der SBZ/DDR 1945-1970, Berlin 1995, S. 211-239; 
Thomas Reichel, „Jugoslawische Verhältnisse" ? - Die „Brigaden der sozialistischen Arbeit" und 
die „Syndikalismus"-Affäre (1959-1962), in: Lindenberger (Hrsg.), Herrschaft und Eigen-Sinn in 
der Diktatur, S. 45-73; Jörg Roesler, Die Produktionsbrigaden in der Industrie der DDR. Zentrum 
der Arbeitswelt?, in: Kaelble/Kocka/Zwahr (Hrsg.), Sozialgeschichte der DDR, S. 144-170. 

4 Vgl. Jeffrey Kopstein, The Politics of Economic Decline in East Germany, 1945-1989, Chapel 
Hill/London 1997. 
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angelegt5. Empirisch fundierte Forschungsarbeiten, die sich mit dem Zeitraum zwi­
schen Kriegsende und Mauerbau befassen und um eine zeitliche wie inhaltliche Aus­
differenzierung bemüht sind, stehen dagegen noch weitgehend aus6. 

Der folgende Beitrag widmet sich einem Teilbereich der Planwirtschaft, nämlich 
der Lenkung und Steuerung des Produktionsfaktors „Arbeit". Dabei wird kein voll­
ständiger Überblick über die Entwicklung der Arbeitskräftelenkung in der SBZ/ 
DDR angestrebt. Vielmehr soll versucht werden, anhand einiger zentraler Aspekte 
den Instrumentenwechsel zu verdeutlichen, der den Untersuchungszeitraum wesent­
lich prägte: Die Abkehr von der Arbeitsverpflichtung, die stark auf Zwangsmaßnah­
men beruhte, und die Schaffung eines Anreizsystems, das die freiwillige Wanderung 
von Arbeitskräften zu den sogenannten wirtschaftlichen Schwerpunkten unterstüt­
zen sollte. Dieser Übergang kam allerdings erst aufgrund von zwei exogenen Fakto­
ren zustande, welche den ostdeutschen Arbeitsmarkt7 erheblich beeinflußten: Die ne­
gativen Auswirkungen der sowjetischen Arbeitskräfteanforderungen und der Ar­
beitskräfteverlust durch die bis zum 13. August 1961 nach Westen offene Grenze. 
Gleichzeitig geraten einige zentrale Problemfelder in den Blick, die eine reibungslose 
Steuerung des Arbeitsmarktes behinderten und somit den Handlungsspielraum der 
Planungsbehörden in der SBZ/DDR erheblich einschränkten. Der vorliegende Bei­
trag skizziert zunächst die arbeitsrechtlichen Bestimmungen für die Zwangseinwei-

5 Vgl. Gernot Gutmann/Hannsjörg F. Buck, Die Zentralplanwirtschaft der DDR - Funktionsweise, 
Funktionsschwächen und Konkursbilanz, in: Eberhard Kuhrt in Verbindung mit Hannsjörg 
F. Buck und Gunter Holzweißig (Hrsg.), Am Ende des realen Sozialismus. Beiträge zu einer Be­
standsaufnahme der DDR-Wirklichkeit in den 80er Jahren, Bd. 2, Opladen 1996, S. 7-51; Jürgen 
Schneider, Von der nationalsozialistischen Kriegswirtschaftsordnung zur sozialistischen Zentral­
planung in der SBZ/DDR, in: Jürgen Schneider/Wolfgang Harbrecht (Hrsg.), Wirtschaftsordnung 
und Wirtschaftspolitik in Deutschland (1933-1993), Stuttgart 1996, S. 1-90; Klaus Schroeder, Der 
SED-Staat. Geschichte und Strukturen der DDR, München 1998, S. 487-512; Oskar Schwarzer, 
Sozialistische Zentralplanwirtschaft in der SBZ/DDR. Ergebnisse eines ordnungspolitischen Ex­
periments (1945-1989), Stuttgart 1999; Herbert Wolf/Friederike Sattler, Entwicklung und Struk­
tur der Planwirtschaft der DDR, in: Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von 
Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland", hrsg. vom Deutschen Bundestag, 
Bd. II/4, Baden-Baden/Frankfurt a. M. 1995, S. 2889-2940. 

6 Eine Ausnahme bildet die nach wie vor lesenswerte Untersuchung von Jörg Roesler, Die Heraus­
bildung der sozialistischen Planwirtschaft in der DDR. Aufgaben, Methoden und Ergebnisse der 
Wirtschaftsplanung in der zentralgeleiteten volkseigenen Industrie während der Übergangsperi­
ode vom Kapitalismus zum Sozialismus, Berlin (Ost) 1978. Dabei behandelt Roesler jedoch 
kaum die Arbeitskräftelenkung in der SBZ/DDR. Mit der Frühphase (1945-1949) beschäftigt 
sich die ebenfalls sehr instruktive Studie von Wolfgang Zank, Wirtschaft und Arbeit in Ost­
deutschland 1945-1949. Probleme des Wiederaufbaus in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands, München 1987. Für die sechziger Jahre setzt sich mit der Thematik Andre Steiner 
in seiner umfassenden Studie am Rande auseinander. Vgl. Andre Steiner, Die DDR-Wirtschaftsre­
form der sechziger Jahre. Konflikt zwischen Effizienz- und Machtkalkül, Berlin 1999. 

7 Vgl. zur stark eingeschränkten Verwendungsfähigkeit dieses Begriffes für die SBZ/DDR bis 1961 
die Überlegungen von Dierk Hoffmann, Die Lenkung des Arbeitsmarktes in der SBZ/DDR 
1945-1961. Phasen, Konzepte und Instrumente, in: Peter Hübner/Klaus Tenfelde (Hrsg.), Arbei­
ter in der SBZ/DDR, Essen 1999, S. 43-48. 
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sung (I) und geht im Anschluß daran auf die sowjetischen Arbeitskräfteanforderun­
gen (II) ein, bei denen dieses Zwangsinstrument oftmals zum Einsatz kam. Herausra­
gende Bedeutung hatte dabei bis Anfang der fünfziger Jahre die Gewinnung von Ar­
beitskräften für den Uranbergbau im Erzgebirge, die kurz beschrieben und thema­
tisch eingeordnet wird (III). In einem weiteren Kapitel soll dann die Arbeitskräfte­
lenkung als Bestandteil der allgemeinen Wirtschaftsplanung vorgestellt werden, die 
Anfang der fünfziger Jahre allmählich etabliert werden konnte (IV). Die Unzuläng­
lichkeiten dieses Planungssystems werden anschließend anhand von zwei Fallbeispie­
len illustriert: der Aktion „Industriearbeiter aufs Land" sowie der Wiedereingliede­
rung entlassener Wismut-Arbeiter in das Erwerbsleben (V). Abschließend wird der 
Frage nachgegangen, inwieweit die Planungsinstanzen, welche die teilweise system­
bedingten Insuffizienzen durchaus registrierten, versucht haben, zu der rigiden 
Form der Arbeitsverpflichtung zurückzukehren (VI). 

I. Arbeitsrechtliche Bestimmungen für die Zwangseinweisung 

Die rechtlichen Grundlagen für die Arbeitseinweisung bestanden sowohl in Befehlen 
des Alliierten Kontrollrates und der sowjetischen Besatzungsmacht als auch in Ver­
ordnungen der Zentralverwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge (ZVAS). Von zen­
traler Bedeutung waren zunächst einmal die Befehle Nr. 65 und 153 der Sowjetischen 
Militäradministration in Deutschland (SMAD) vom 15. September bzw. 29. Novem­
ber 1945 sowie der Kontrollratsbefehl Nr. 3 vom 17. Januar 1946. Sie hoben indirekt 
zahlreiche arbeitsrechtliche Bestimmungen des NS-Regimes auf, die formal gesehen 
auch noch nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches Bestand hatten. Die Juri­
stische Abteilung der Deutschen Verwaltung für Arbeit und Sozialfürsorge (DVAS) 
listete Ende September 1947 insgesamt 58 nationalsozialistische Gesetze, Verordnun­
gen und Durchführungsbestimmungen auf, die durch den SMAD-Befehl Nr. 65 bzw. 
den Kontrollratsbefehl Nr. 3 zwar nicht ausdrücklich aufgehoben, letztlich aber ge­
genstandslos geworden waren8. Damit wird deutlich, daß Arbeitseinweisung und 
Zwangsverpflichtung keineswegs Instrumente waren, die von den neuen Machtha-
bern in der SBZ erst entwickelt werden mußten. Das NS-Regime hatte bereits ab 
Mitte der dreißiger Jahre die Eingriffe in den Arbeitsmarkt sukzessive verschärft 
und damit die berufliche Freizügigkeit erheblich einzuschränken versucht9. Eine er­
ste vollständige Ausprägung hatte dieses Lenkungssystem durch die Verordnungen 
des Beauftragten für den Vierjahresplan erhalten10. Mit dem Beginn des Zweiten 

8 Bundesarchiv Berlin (künftig: BAB), D Q 2/111, Bl. 63-70, Notiz der Juristischen Abt. vom 25. 9. 
1947 an die Abt. I b. 

9 Vgl. Martin H. Geyer, Soziale Sicherheit und wirtschaftlicher Fortschritt. Überlegungen zum Ver­
hältnis von Arbeitsideologie und Sozialpolitik im „Dritten Reich", in: Geschichte und Gesell­
schaft 15 (1989), S. 382-406, hier S. 387. 

10 Zur Bewertung des Vierjahresplanes und der Arbeitskräftelenkung vgl. Andreas Kranig, Lockung 
und Zwang. Zur Arbeitsverfassung im Dritten Reich, Stuttgart 1983, S. 73-82; Dieter Petzina, 
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Weltkrieges und ganz besonders nach der Niederlage in Stalingrad Ende Januar 1943 
wandelte sich die NS-Beschäftigungspolitik erneut: Nunmehr ging es darum, Wirt­
schaft und Gesellschaft für den „Totalen Krieg" zu mobilisieren11. Dazu zählten un­
ter anderem die Einsetzung eines „Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz" 
sowie die Intensivierung von sogenannten Auskämmungsaktionen in Betrieben und 
Unternehmen12. Der Alliierte Kontrollrat beseitigte 1945/46 in erster Linie zentrale 
Bestandteile der nationalsozialistischen Arbeitsverfassung, so vor allem das „Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit" vom 20. Januar 193413. Ein Großteil der arbeits­
rechtlichen Bestimmungen aus der Zeit zwischen 1933 und 1945 wurde dagegen 
nicht explizit aufgehoben; vielmehr blieb es den einzelnen Siegermächten überlassen, 
in ihrer jeweiligen Besatzungszone neues Recht zu schaffen bzw. durch deutsche Ver­
waltungen schaffen zu lassen. 

Der SMAD-Befehl Nr. 65 verpflichtete die ZVAS, die Registrierung der Bevölke­
rung vorzubereiten, Arbeitsbücher bzw. Registrierkarten einzuführen und monatlich 
einen Bericht über den Beschäftigten- und Arbeitslosenstand zu erstellen14. Der Ar­
beitsverwaltung wurde somit die alleinige Zuständigkeit für die Arbeitsvermittlung 
übertragen, während Unternehmen, Organisationen, andere Verwaltungsstellen und 
Privatpersonen von dieser Tätigkeit explizit ausgeschlossen wurden. Darüber hinaus 
drohte der Befehl jenen Personen, die sich ihrer Registrierung durch das Arbeitsamt 
widersetzten, mit dem Entzug der Lebensmittelkarten. Mit dem SMAD-Befehl 
Nr. 153 erhielten die Arbeitsämter die Möglichkeit, Arbeitslose „ohne Rücksicht auf 
den Beruf" zu vermitteln15. Außerdem wurden der DVAS-Präsident sowie die Mini­
sterpräsidenten ermächtigt, eine Umverteilung von Arbeitskräften unter den Ländern 
bzw. innerhalb eines Landes vorzunehmen. Mitte Januar 1946 veröffentlichte der Alli­
ierte Kontrollrat einen Befehl, der sich ebenfalls der Registrierung der arbeitsfähigen 
Bevölkerung und der Arbeitslosen sowie deren beruflicher Unterbringung widmete16. 
Im Gegensatz zum SMAD-Befehl Nr. 65 enthielt der für alle Besatzungszonen gelten­
de Befehl des Alliierten Kontrollrates viel präzisere Angaben, die für die weitere Ent­
wicklung in der SBZ relevant waren und etwa in späteren Befehlen der sowjetischen 

Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der nationalsozialistische Vierjahresplan, Stuttgart 1968, 
S. 158-161. 

11 Vgl. Ludolf Herbst, Der Totale Krieg und die Ordnung der Wirtschaft. Die Kriegswirtschaft im 
Spannungsfeld von Politik, Ideologie und Propaganda 1939-1945, Stuttgart 1982; Marie-Luise 
Recker, Nationalsozialistische Sozialpolitik im Zweiten Weltkrieg, München 1985. Die regionalen 
Unterschiede des Arbeitseinsatzes während des Zweiten Weltkrieges betont Roland Peter, Rü­
stungspolitik in Baden. Kriegswirtschaft und Arbeitseinsatz in einer Grenzregion im Zweiten 
Weltkrieg, München 1995, S. 197-311. 

12 Vgl. Recker, Nationalsozialistische Sozialpolitik, S. 155-193. 
13 Kontrollratsgesetz Nr. 40 vom 1.1. 1947. Vgl. dazu Matthias Etzel, Die Aufhebung von national­

sozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat (1945-1948), Tübingen 1992, S. 109-111. 
14 Der SMAD-Befehl ist abgedruckt in: Arbeit und Sozialfürsorge 1 (1946), S. 3. 
15 Ebenda, S. 4. 
16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 vom 17. 1. 1946, in: Amtsblatt des Alliierten Kontrollrates in Deutsch­

land, S. 131-133. 
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Militäradministration bzw. Gesetzen und Verordnungen der deutschen Verwaltungen 
oftmals wieder aufgegriffen wurden. Das betraf in erster Linie die Registrierung bei 
den Arbeitsämtern und die Ausgabe von Lebensmittelkarten. Auch der Kontrollrats­
befehl Nr. 3 sah eine Arbeitsvermittlung ausschließlich über die Arbeitsämter vor. 
Neu war allerdings die Bestimmung, daß das Arbeitsamt „Personen durch Zwangsan­
ordnungen in Arbeitsplätze" einweisen konnte17. Da diese Bestimmung in dem Kapi­
tel aufgeführt wurde, das sich mit der beruflichen Unterbringung von Arbeitslosen 
befaßte, entwickelte sich in der Folgezeit eine rege Auseinandersetzung um den 
Handlungsspielraum der Arbeitsämter. Es ging um die Frage, ob die Arbeitseinwei­
sung nur für Arbeitslose oder generell für alle Erwerbstätigen zulässig sei. Die Abtei­
lung I b der DVAS legte am 25. März 1947 einen Anweisungsentwurf vor, der einen 
gemäßigten Kurs vertrat: Es müsse bei der Durchführung vermieden werden, daß 
„die Arbeitnehmerschaft diesen Befehl als eine Zwangseinrichtung gemäß der üblen 
Praxis des vergangenen Regimes empfindet"18. Daher solle vom Recht der Arbeitsein­
weisung nur in „dringenden Fällen" Gebrauch gemacht werden. Dazu zählten Befehle 
der sowjetischen Besatzungsmacht, der Katastrophendienst, die Versorgung der Be­
völkerung mit lebenswichtigen Gütern sowie die Aufrechterhaltung des Personen-
und Güterverkehrs. Arbeitseinweisungen seien aber erforderlich, „um arbeitsscheue 
Elemente in den wirtschaftlichen Wiederaufbau einzugliedern"19. Innerhalb der 
DVAS war der Entwurf durchaus umstritten: So wurde vor allem der Versuch kriti­
siert, Arbeitseinweisungen als sozial disziplinierendes Instrument einzusetzen. 

Nach den Vorstellungen der DVAS-Führung sollten grundsätzlich alle abhängig 
Beschäftigten der Verfügungsgewalt der Arbeitsämter unterliegen. Dies wurde mit 
dem Hinweis auf die Anstrengungen beim wirtschaftlichen Aufbau gerechtfertigt, 
der eine Einschränkung der freien Berufswahl notwendig mache. Von dieser Ent­
wicklung waren sowohl die Arbeitnehmer als auch die Arbeitgeber betroffen, da 
der Kündigungsschutz verschärft und damit das Einstellungs- bzw. Kündigungsrecht 
des Unternehmers eingeschränkt wurde. Entlassungen bedurften frühzeitig der Zu­
stimmung des zuständigen Arbeitsamtes. Im Gesamtinteresse müßten diese arbeits­
rechtlichen Veränderungen hingenommen werden, so die DVAS in ihrer Begrün­
dung20. Die Arbeitsämter sollten allerdings nur in Ausnahmefällen Arbeitseinweisun­
gen vornehmen. Gleichzeitig betonte aber die Berliner Zentralverwaltung, daß auf 
diese Weise gegen „arbeitsscheue Elemente" vorgegangen werden könne: „Jeder Ar­
beitsfähige ist heute verpflichtet zu arbeiten, denn nur so kann die allgemeine No t 
allmählich beseitigt werden."21 Hintergrund für diese Forderung waren Meldungen 
einzelner Landesarbeitsämter, die im Zusammenhang mit der Arbeitseinweisung wi­
derständiges Verhalten unter der betroffenen Bevölkerung registriert hatten. So er-

17 Ebenda, S. 132. 
18 BAB, D Q 2/63, Entwurf der DVAS-Abt. I b vom 25. 3. 1947, S. 1. 
19 Ebenda, S. 2. 
20 BAB, D Q 2/1767, Vermerk der Abt. I vom 26. 6. 1947. 
21 Ebenda, S. 2. 
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klärte etwa der brandenburgische Minister für Arbeit und Sozialwesen Fritz Her­
mann Schwob (CDU) anläßlich einer Amtsleitertagung, daß vor allem „viele junge 
Leute unser Gebiet [verlassen], um sich vor einer Arbeitseinweisung zu drücken"22. 

Die Dienstanweisung vom 16. Mai 1947 zum Kontrollratsbefehl Nr. 323 schuf kein 
neues Recht, sie stellte vielmehr eine „amtliche und authentische Interpretation der 
Zweifelsfragen dar", wie die Juristische Abteilung der DVAS in einem internen Ver­
merk treffend notierte24. Der Zentralverwaltung ging es vor allem um eine Verein­
heitlichung einzelner arbeitsrechtlicher Bestimmungen für die gesamte SBZ, die aller­
dings gegen die Landes- bzw. Provinzialverwaltungen noch durchgesetzt werden 
mußte. Darüber hinaus verfolgte die DVAS das Ziel, die Arbeitsgerichte als Kon­
troll- und Revisionsinstanz langfristig auszuschalten. Dazu wurde in der Dienstan­
weisung ein eigenes Beschwerdeverfahren eingeführt. Angesichts dieser Rechtslage 
verbiete es sich - so die Juristische Abteilung -, daß ein Arbeitsgericht „die Verwal­
tungsakte der Arbeitslenkungsbehörden nachprüft"25. Einzelne Gerichte erkannten 
die Dienstanweisung zunächst nicht an, sondern orientierten sich weiterhin an der al­
ten arbeitsrechtlichen Ordnung26. Dadurch wurde deutlich, wie schwierig und zeit­
aufwendig es war, Entscheidungen auf zentraler staatlicher Ebene in den Ländern 
durchzusetzen. Letztlich förderte dies aber auf Seiten der SED-Führung und der 
DVAS-Leitung das Bestreben, Einfluß auf die personelle Zusammensetzung der Ar­
beitsgerichte zu nehmen und deren Kompetenzen langfristig zurückzudrängen. 

In den ersten Nachkriegsjahren war das Instrument der Arbeitseinweisung kein 
Spezifikum der SBZ, es wurde auch in den westlichen Besatzungszonen genutzt. 
Die ostdeutsche Arbeitsverwaltung registrierte daher aufmerksam die Entwicklung 
im Westen Deutschlands. Im Gegensatz zur SBZ hatte etwa in Nordrhein-Westfalen 
immerhin der Einspruch gegen eine Zwangsverpflichtung aufschiebende Wirkung27. 
Dadurch verlor die Arbeitseinweisung automatisch an Durchschlagskraft, was sich 
wohl auch in den Statistiken niederschlug. Früher als in der SBZ waren daher die Ar­
beitsämter in der britischen Zone dazu übergegangen, das Prinzip der Freiwilligkeit 
bei der Stellenvermittlung anzustreben. Generell blieb aber auch hier der quantitative 
Umfang der Arbeitsverpflichtungen unmittelbar von den Anforderungen der briti­
schen Militärbehörde abhängig, die rasch die Erfolglosigkeit der Dienstverpflichtun­
gen erkannte: So schieden beim Ruhrkohlenbergbau rund 73 Prozent der eingewiese­
nen Bergarbeiter im Monatsdurchschnitt 1946 wieder aus28. Der Landtag von Würt-

22 BAB, D Q 2/2030, Protokoll der Amtsleitertagung im Landesarbeitsamt Potsdam am 15. 7. 1947. 
23 Arbeit und Sozialfürsorge 2 (1947), S. 233 f. 
24 BAB, D Q 2/262, Bl. 27 f., Juristische Abt. am 1. 7. 1947 an Abt. I b. 
25 Ebenda, Bl. 39, Juristische Abt. am l l . 7. 1947 an Abt. III a. 
26 Ebenda, Bl. 46, Regierungsrat Dr. Wagner am 20. 8. 1947 an Helm (DVAS). 
27 BAB, D Q 2/1737, Bl. 76 f., Aktennotiz der DVAS-Abt. I b vom 12. 5. 1947. Die darin enthaltenen 

Informationen stammten offenbar aus dem Mitteilungsblatt des Arbeitsministeriums von Nord­
rhein-Westfalen vom 15. 4. 1947. 

28 Vgl. Werner Abelshauser, Der Ruhrkohlenbergbau seit 1945. Wiederaufbau, Krise, Anpassung, 
München 1984, S. 30. 
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temberg-Baden debattierte im Frühjahr 1947 ebenfalls über ein Arbeitsverpflich-
tungsgesetz29. Ein gravierender Unterschied zur arbeitsrechtlichen Situation in der 
SBZ bestand darin, daß der Gesetzentwurf vom 1. August 1947 eine zeitliche Be­
grenzung bis zum 31. Dezember 1948 vorsah30. Der hessische Landtag verabschiede­
te wiederum am 26. Juni 1947 ein Arbeitspflichtgesetz, das nach Intervention des 
amerikanischen Militärgouverneurs General Lucius D. Clay erst am 19. August in 
Kraft treten konnte31. Entsprechende Pläne für ein einheitliches Zonengesetz waren 
aber zuvor im Länderrat der amerikanischen Besatzungszone am anhaltenden Wider­
spruch Bayerns gescheitert32. 

Sowohl die SMAD-Befehle Nr. 65 und 153 als auch der Kontrollratsbefehl Nr. 3 
boten nur einen vorläufigen arbeitsrechtlichen Rahmen für die Arbeitseinweisung; 
die DVAS sah sich jedoch bald gezwungen, eigene Verordnungen auszuarbeiten, 
um die konkrete Durchführung festzulegen. Nach längerer Vorarbeit faßte die Ber­
liner Zentralverwaltung auf Anraten der sowjetischen Besatzungsmacht mehrere 
Entwürfe in einer Verordnung zusammen, die schließlich am 2. Juni 1948 in Kraft 
treten konnte: die „Verordnung über die Sicherung und den Schutz der Rechte 
bei Einweisungen von Arbeitskräften"33. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich die deut­
schen und sowjetischen Dienststellen dazu durchgerungen, Arbeitsverpflichtungen 
nur noch in Ausnahmefällen zuzulassen. Auf einer Arbeitstagung der Hauptver­
waltung für Arbeit und Sozialfürsorge (HVAS) am 27./28. April 1948 in Erfurt 
machte der SMAD-Vertreter Schaposchnikow deutlich, daß es Sinn der Verord­
nung sei, „von den Arbeitseinweisungen abzukommen und einen zweckmäßigen 
Arbeitseinsatz zu garantieren". Die Notwendigkeit der Zuweisungen sei „genaue­
stens" zu überprüfen; für einen „besonderen Schutz der Rechte der Arbeiter" müs­
se gesorgt werden. Darüber hinaus sei - so Schaposchnikow weiter - eine Tren­
nungsentschädigung zu garantieren und ein Lohnausgleich einzuführen, „wenn 
eine Differenz zwischen dem Lohn der alten und der neuen Arbeitsstelle be­
steht"34. 

Die Verordnung vom 2. Juni 1948 entsprach insofern dem sowjetischen Anliegen 
und stand in unmittelbarem Zusammenhang mit dem SMAD-Befehl Nr. 234 vom 
9. Oktober 1947, der Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur 
Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung eingeleitet hatte. Bereits Paragraph 1 
legte fest, daß der Bedarf an Arbeitskräften „grundsätzlich im Wege der Werbung" 

29 Vgl. Entwurf eines Arbeitsverpflichtungsgesetzes vom 29. 5. 1947. Eine Kopie befindet sich in: 
Thüringisches Hauptstaatsarchiv Weimar (künftig: ThHStA), Land Thüringen, Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit, Bd. 3694, Bl. 64 f. 

30 Vgl. Entwurf eines Arbeitsverpflichtungsgesetzes nach den Beschlüssen der 3. Beratung im Land­
tag von Württemberg-Baden. Eine Kopie befindet sich in: Ebenda, Bl. 80 f. 

31 Vgl. Gunther Mai, Der Alliierte Kontrollrat in Deutschland 1945-1948. Alliierte Einheit - deut­
sche Teilung?, München 1995, S. 382, Anm. 318. 

32 Vgl. ebenda. 
33 Arbeit und Sozialfürsorge 3 (1948), S. 220-222. 
34 BAB, DQ 2/1711, Niederschrift über den Verlauf dieser Tagung, S. 4f. 
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gedeckt werden sollte35. Arbeitseinweisungen waren demzufolge nur gestattet, wenn 
„freiwillige Arbeitskräfte nicht zur Verfügung stehen". Allerdings war der Katalog 
von Arbeiten, bei denen dieses Zwangsmittel eingesetzt werden konnte, doch recht 
unscharf gefaßt und ließ den Arbeitsämtern letztlich große Auslegungsspielräume: 
Aufgezählt wurden Arbeiten zur Beseitigung von „öffentlichen Notständen", Erfül­
lung von Produktionsprogrammen „in lebenswichtigen Betrieben" sowie „Arbeiten 
für die Besatzungsmacht"36. Gleichzeitig führte die Verordnung sogenannte Dring­
lichkeitsstufen ein, in welche die einzelnen Industrie- und Wirtschaftszweige einge­
ordnet wurden. Mit dieser Prioritätenliste strebte die HVAS eine weitgehende Siche­
rung der Versorgung mit Arbeitskräften an, die in geregelten Bahnen ablaufen sollte. 
So gehörten zur ersten Dringlichkeitsstufe die Betriebe der Bergbau- und Hüttenin­
dustrie sowie die Zulieferbetriebe für den Eisenbahnbau. Des weiteren fielen die 
Kommunalbetriebe der Wasser- und Stromversorgung in diese Gruppe37. In der 
zweiten Dringlichkeitsstufe befanden sich vor allem die Bau- und Landwirtschaft. 
Betriebe der Konsumgüterindustrie sowie Verwaltungen gehörten in die dritte Grup­
pe. Insgesamt gesehen bevorzugte diese Einteilung die Schwer- und Grundstoffindu­
strie; sie diente in erster Linie dem Aufbau einer neuen Infrastruktur und war den 
wirtschaftlichen Zwangslagen der unmittelbaren Nachkriegszeit geschuldet. Den Ar­
beitsämtern fiel dabei eine zentrale Aufgabe zu: Sie sollten den konkreten Arbeits­
kräftebedarf in den Betrieben überprüfen, um eine Hortung von Arbeitskräften zu 
vermeiden. Arbeitseinweisungen wurden auf sechs Monate begrenzt; in Ausnahme­
fällen war eine Verlängerung möglich. Die Einweisung in Arbeit wurde zudem auf 
bestimmte Altersgruppen beschränkt: Männer zwischen 18 und 60 Jahren sowie 
Frauen zwischen 18 und 45 Jahren. Die Gruppe derjenigen, die der Einweisung nicht 
unterlagen, war demgegenüber klein gefaßt38: so etwa Landtagsabgeordnete, Mitglie­
der der Gemeinde- und Kreisräte, Abgeordnete der Kreistage sowie Mitglieder der 
Landesregierungen, Betriebsratsmitglieder und hauptamtliche Funktionäre der Par­
teien und der Massenorganisationen. Hinzu kamen Auszubildende, Frauen mit Säug­
lingen und Kleinkindern sowie Invaliden und „Arbeitsunfähige". Weitere wichtige 
Bestandteile der neuen Verordnung waren Bestimmungen über das Trennungsgeld 
und den sogenannten Härteausgleich. Soziale Härten, die im Zuge der Arbeitsein­
weisung für die Betroffenen auftraten, sollten auf diese Weise etwas aufgefangen wer­
den. Abschließend enthielt die Verordnung noch jeweils einen Abschnitt zum Be­
schwerdeverfahren sowie zu den Strafen bei Verletzung der arbeitsrechtlichen Be­
stimmungen. Damit hatten zunächst die sowjetische Besatzungsmacht und anschlie­
ßend die deutsche Arbeitsverwaltung den arbeitsrechtlichen Rahmen festgelegt, bei 
dem die freie Arbeitsplatzwahl zwar prinzipiell bevorzugt wurde, den Behörden 

35 „Verordnung über die Sicherung und den Schutz der Rechte bei Einweisungen von Arbeitskräf­
ten", in: Arbeit und Sozialfürsorge 3 (1948), S. 220-222, hier S. 220. 

36 Ebenda, § 2. 
37 Ebenda, § 3. 
38 Ebenda, § 10. 
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aber dennoch ausreichende Handlungsspielräume für Zwangsmaßnahmen einge­
räumt wurden. Über die konkrete Anwendung entschieden jedoch nicht nur die Ar­
beitsämter bzw. die DVAS als oberster Dienstherr, sondern in hohem Maße die so­
wjetische Besatzungsmacht. 

II. Arbeitskräfteanforderungen durch die sowjetische 
Besatzungsmacht 

Die Eingriffe der sowjetischen Besatzungsmacht in die Wirtschaft der SBZ waren 
vielfältiger Natur. Sie erstreckten sich vor allem auf Reparationen in Form von De­
montagen oder Lieferungen aus der laufenden Produktion39. Darüber hinaus wurden 
zahlreiche „Spezialisten" in der Sowjetunion beim Wiederaufbau zerstörter Betriebs­
anlagen eingesetzt40. Die Gründung von Sowjetischen Aktiengesellschaften (SAG) 
garantierte der östlichen Siegermacht einen direkten Einfluß in den Betrieben der 
als besonders wichtig erachteten Schwerindustrie41. Erst nach der DDR-Gründung 
begann sich die sowjetische Besatzungsmacht von diesen Betrieben zu trennen, die 
bis ungefähr 1954 wieder in die Hände der DDR zurückgegeben wurden. Einzige 
Ausnahme blieb bekanntlich die Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft (SDAG) 
Wismut42. Diese direkten und indirekten Interventionen hatten unter anderem Aus­
wirkungen auf die Teilarbeitsmärkte in der SBZ/DDR; sie steckten gewissermaßen 
den Handlungsspielraum der deutschen Arbeitsverwaltung ab. 

39 Vgl. Jörg Fisch, Reparationen nach dem Zweiten Weltkrieg, München 1992; Rainer Karisch, Al­
lein bezahlt? Die Reparationsleistungen der SBZ/DDR 1945-53, Berlin 1993; Rainer Karisch/ 
Burghard Ciesla, Vom „Karthago-Frieden" zum Besatzungspragmatismus. Wandlungen der so­
wjetischen Reparationspolitik und ihre Umsetzung 1945/46, in: Hanmut Mehringer/Michael 
Schwanz/Hermann Wentker (Hrsg.), Erobert oder befreit? Deutschland im internationalen Kräf­
tefeld und die sowjetische Besatzungszone (1945/46), München 1999, S. 71-92. 

40 Vgl. Burghard Ciesla, Der Spezialistentransfer in der UdSSR und seine Auswirkungen in der SBZ 
und DDR, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 49/50, 1993, S. 24-31; ders., „Intellektuelle Repa­
rationen" der SBZ an die alliierten Siegermächte? Begriffsgeschichte, Diskussionsaspekte und ein 
Fallbeispiel - Die deutsche Flugzeugindustrie 1945-1946, in: Christoph Buchheim (Hrsg.), Wirt­
schaftliche Folgelasten des Krieges in der SBZ/DDR, Baden-Baden 1995, S. 79-109. 

41 Vgl. zur historischen Entwicklung der SAG-Betriebe Rainer Karlsch/Johannes Bähr, Die Sowjeti­
schen Aktiengesellschaften (SAG) in der SBZ/DDR. Bildung, Struktur und Probleme ihrer inne­
ren Entwicklung, in: Karl Lauschke/Thomas Welskopp (Hrsg.), Mikropolitik im Unternehmen. 
Arbeitsbeziehungen und Machtstrukturen in industriellen Großbetrieben des 20. Jahrhunderts, 
Essen 1994, S. 214-255; Rainer Karisch, Die Arbeitsverhältnisse in den Betrieben der Sowjeti­
schen Aktiengesellschaften (SAG), in: Hübner/Tenfelde (Hrsg.), Arbeiter in der SBZ/DDR, 
S. 269-300. 

42 Den neuesten Forschungsstand findet man im Sammelband von Rainer Karlsch/Harm Schröter 
(Hrsg.), „Strahlende Vergangenheit". Studien zur Geschichte des Uranbergbaus der Wismut, 
St. Katharinen 1996; vgl. zuletzt Rainer Karlsch/Vladimir V. Zacharov, Ein GULag im Erzgebir­
ge? Besatzer und Besiegte beim Aufbau der Wismut AG, in: Deutschland Archiv 32 (1999), 
S. 15-34. 
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Ausgangspunkt waren zunächst einmal die Arbeitskräfteanforderungen, welche 
die SMAD, die SMA bzw. einzelne lokale Dienststellen der Besatzungsmacht an die 
Arbeitsämter richteten. Dabei muß unterschieden werden zwischen kurzfristigen 
Auflagen und Befehlen mit einer längeren Laufzeit. Letztere konnten von den Ar­
beitsämtern in der Regel sehr viel erfolgreicher durchgeführt werden als die sowjeti­
schen Anordnungen, die nur wenige Tage Zeit ließen, um die Arbeitskräftekontin­
gente zusammenzustellen. Auf die unterschiedliche Arbeitsmarktlage in den Ländern 
und Provinzen sowie auf die unterschiedlich hohen Anforderungen durch die sowje­
tische Militäradministration auf Landesebene kann in diesem Kontext nur hingewie­
sen werden. Darüber hinaus hatten die einzelnen Befehle für die Besatzungsmacht 
nicht dieselbe Priorität: Vordringlich zu erfüllen waren die Anforderungen für die 
Wismut AG in Sachsen und Thüringen, die für das sowjetische Atombombenpro­
gramm größte Bedeutung hatten43. 

Die SMAD erteilte vor allem in den ersten beiden Nachkriegsjahren sehr kurzfri­
stige Auflagen, die mit der DVAS oftmals nicht abgestimmt wurden. So verlangte 
etwa der SMAD-Befehl Nr. 178 vom 22. Dezember 1945 die Bereitstellung von nicht 
weniger als 218000 Arbeitern für die Abteilungen der sowjetischen Beutekommissio­
nen innerhalb von nur zehn Tagen44. Die DVAS, die daraufhin alle Landesarbeitsäm­
ter unterrichtete, mußte rasch feststellen, daß einige Landesverwaltungen von der Be­
satzungsmacht bereits informiert worden waren45. Zur Kurzfristigkeit der Aufträge 
kam also die fehlende bzw. mangelhafte Koordinierung noch erschwerend hinzu. An­
fang 1947 hatte sich an diesem Zustand wenig geändert: Die Berliner Zentralverwal­
tung bemängelte nach wie vor, daß sie von einzelnen SMAD-Befehlen „keine direkte 
Kenntnis erlangt"46 habe. Die Abteilung Arbeitskraft der SMAD in Karlshorst wurde 
daher gebeten, Abschriften von Befehlen, die an die Landesverwaltungen ergangen 
waren, umgehend an die DVAS weiterzureichen. Nur so schien eine „sofortige Kon­
trolle" der einzelnen Befehlsauflagen und deren Durchführung möglich zu sein. 

Die Landes- und Provinzialverwaltungen versuchten zwar frühzeitig, mit der je­
weiligen SMA eine enge Abstimmung herbeizuführen. So gab Garde-Generalmajor 
Kolesnitschenko der thüringischen Landesregierung am 8. Oktober 1946 die Zusage, 
daß Arbeitskräfteanforderungen durch die einzelnen sowjetischen Kommandanten 
nicht mehr direkt an die Arbeitsämter ergehen, sondern zentral über die SMA in 
Weimar an das Landesarbeitsamt geleitet werden sollten, „damit eine einwandfreie 
Lenkung und Versorgung der Betriebe und die Erfüllung der Befehle besser gewähr­
leistet wird, als das bisher der Fall war"47. Darüber hinaus sollte den Arbeitsämtern 

43 Vgl. Rainer Karisch, Der Aufbau der Uranindustrien in der SBZ/DDR und CSR als Folge der so­
wjetischen „Uranlücke", in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 44 (1996), S. 5-24. 

44 BAB,DQ 2/1503,B1. 83. Der Befehl wird erstmals erwähnt bei: Zank, Wirtschaft und Arbeit, S. 61. 
45 BAB, DQ 2/2055, Bericht der DVAS-Abt. II vom 3. 1. 1946. 
46 BAB, D Q 2/498, Bl. 127f., hier Bl. 128, DVAS-Abt. I b am 11. 3. 1947 an die SMAD-Abt. Ar­

beitskraft. 
47 ThHStA, Land Thüringen, Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Bd. 3700, Bl. 15 f., Aktennotiz 

des Landesdirektors Gustav A. Müller vom 9.10.1946 über eine Besprechung bei Kolesnitschenko. 
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für die „Gestellung von Spezialarbeitern" eine längere Frist eingeräumt werden. Sol­
che Absprachen zwischen DVAS, SMAD und örtlichen sowjetischen Kommandan­
turen blieben jedoch auch 1948 meist wirkungslos. Karlshorst erkannte zwar die Un­
zulänglichkeiten der unkoordinierten Befehlspraxis, war jedoch nicht bereit, gegen 
die SMA in den Ländern und die eigenen Dienststellen in den Gemeinden vorzuge­
hen. Im Spätsommer 1948 hatten einzelne Kommandanturen in Mecklenburg Ar­
beitskräfte, die zur Erfüllung des Befehls Nr. 209 vorgesehen waren, eigenmächtig 
für den Aufbau der Werften eingesetzt. Vertreter der DVAS, die in Karlshorst vor­
stellig wurden, erhielten vom zuständigen SMAD-Mitarbeiter die unbefriedigende 
Antwort, daß diese Angelegenheit in den Ländern selbst geregelt werden müsse. 
Die Kommandanten, die gegenüber der Zentrale in Karlshorst verantwortlich seien, 
hätten vermutlich „nur aus dringenden Gründen diese Anordnung erteilt"48. Dies 
zeigt beispielhaft die überaus geringen Möglichkeiten deutscher Stellen zur Korrek­
tur von Entscheidungen der Besatzungsmacht; der Arbeitsverwaltung blieb letztlich 
nur die konkrete Durchführung und vor allem Erfüllung der entsprechenden Befehle 
überlassen. 

Als zusätzliches Hindernis erwies sich die Tatsache, daß die sowjetische Besat­
zungsmacht häufig Arbeitskräfte anforderte, ohne die Versorgung der jeweiligen Be­
triebe mit Rohstoffen zu beachten. Aufgrund von Rohstoffmangel, besonders von 
Kohle, konnten etwa die Hüttenwerke ihre Produktion im Herbst 1948 nicht stei­
gern. Dies wiederum hatte zur Folge, daß ein Großteil der angeforderten Arbeits­
kräfte wieder nach Hause geschickt werden mußte. So benötigte die SMAD für die 
Formgießereien in Thüringen insgesamt 2000 Arbeitskräfte, von denen nur 872 ge­
stellt werden konnten; die restlichen 1128 Arbeiter wurden dann wegen des Roh­
stoffmangels gar nicht mehr angefordert49. Für Sachsen-Anhalt und Sachsen ist eine 
ähnliche Entwicklung zu beobachten: Die sowjetischen Anforderungen waren oft­
mals zu hoch bemessen und entsprachen damit nicht den Produktionsmöglichkeiten 
der Betriebe. 

Die Landes- und Provinzialverwaltungen hatten auf Anweisung der DVAS regel­
mäßig Bericht über die Durchführung der einzelnen SMA-Befehle zu erstatten. Ob­
wohl nicht alle Berichte überliefert sind, läßt sich dennoch ein vorläufiger Gesamt­
eindruck formulieren: Arbeitskräfteanforderungen für die Grundstoff- und Schwer­
industrie konnten oftmals zur Zufriedenheit der sowjetischen Besatzungsmacht er­
füllt werden50. Dies gelang jedoch nur über einen längeren Zeitraum, d. h. kurzfristi­
ge Auflagen, die den Behörden eine Frist von weniger als vier Wochen setzten, ließen 
sich in der Regel nicht vollständig realisieren. Aus den statistischen Erhebungen der 
Landesämter geht die berufliche Qualifikation der eingestellten Arbeitskräfte nicht 

48 BAB, D Q 2/2040, Bl. 165, Aktennotiz über eine Besprechung mit der SMAD in Karlshorst am 

1. 10. 1948. 
49 BAB, DQ 2/498, Bl. 127, DVAS-Abt. I b am 11. 3. 1947 an die SMAD-Abt. Arbeitskraft. 
50 Beispielhaft: BAB, DQ 2/518, Bl. 5-7, Bericht des Landesarbeitsamtes in Potsdam vom 29.7. 

1946; BAB, DQ 2/1785, Bl. 28-36, Bericht des Landesarbeitsamtes in Dresden vom 1.10. 1946. 
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hervor, so daß die Frage nach der berufsfremden Einweisung nicht beantwortet wer­
den kann. Als äußerst problematisch erwies sich allerdings, wie die DVAS gegenüber 
der SMAD-Abteilung Arbeitskraft oftmals einräumen mußte, die Bereitstellung von 
Facharbeitern für einzelne Betriebe der Schwerindustrie. Diese waren häufig nicht 
in der erforderlichen Zahl vorhanden, konnten aus der Gruppe der Arbeitslosen 
auch nicht gewonnen werden oder waren bereits in weniger wichtige Wirtschafts­
zweige eingewiesen worden51. 

Das Ausmaß der Arbeitseinweisungen in den Ländern und Provinzen der SBZ 
hing primär von den Anforderungen durch die sowjetische Besatzungsmacht ab. 
Eine besonders hohe Belastung meldete beispielsweise das Landesarbeitsamt in Pots­
dam für Brandenburg im Juli 1947: Gemäß SMA-Befehl Nr. 193 mußten 4000 Ar­
beitskräfte für die Oderregulierung gestellt werden; im September erfolgte eine Er­
gänzungsauflage in Höhe von weiteren 3730 „Fachkräften"52. Etwa zeitgleich hatte 
das Potsdamer Landesarbeitsamt 3000 Arbeitskräfte für das Arbeitsvorhaben Flug­
platz Schönefeld zur Verfügung zu stellen. Dies waren in Brandenburg zu diesem 
Zeitpunkt nur die beiden größten Projekte mit Arbeitskräfteanforderungen. Dane­
ben gaben auch die örtlichen Kommandanturen Auflagen an die Arbeitsämter weiter. 
Im Ländervergleich lag Brandenburg beim angemeldeten Arbeitskräftebedarf Mitte 
1947 vermutlich an der Spitze53. Vor allem die zahlenmäßig hohen Anforderungen 
von seiten der sowjetischen Besatzungsmacht waren nur durch den Einsatz mehrerer 
Kreisverwaltungen zu erfüllen. Es sei - so das Resümee des Landesarbeitsamtes in 
Potsdam - „ein Unding, annehmen zu wollen, daß diese vielen Tausend Arbeitskräf­
te sich freiwillig in die primitiveren Lebensverhältnisse an der Oder begeben hätten". 
Wolle man zur Freiwilligenmeldung übergehen, müsse vielmehr „ein besonderer An­
reiz" gegeben sein. Mit Rücksicht auf die Bevölkerung plädierte das Landesarbeits­
amt für eine Abkehr von der Arbeitseinweisung: „Die Aversion der Bevölkerung ge­
gen die Oderarbeiten erhellt am besten die Tatsache des Abwanderns von rd. 1000 
Frankfurter Einwohnern, die an sich ja noch den Vorteil hatten, trotz der Einweisung 
in ihrer Heimatstadt wohnen zu können."54 

Einschränkend muß betont werden, daß die Zahl der Arbeitseinweisungen nicht 
deckungsgleich war mit der Zahl der Arbeitskräfteanforderungen durch die sowjeti­
sche Besatzungsmacht, d. h. nicht jeder SMAD-Befehl zur Bereitstellung von Arbeits­
kräftekontingenten für Demontagetätigkeiten oder SAG-Betriebe wurde vollständig 
mit dem Instrument der Zwangsverpflichtung durchgeführt. Entscheidend für den 
Einsatz dieser Zwangsmaßnahme waren vielmehr die Dringlichkeit und der Umfang 
des Auftrages, der Zeitrahmen sowie die konkrete Situation auf dem Arbeitsmarkt 

51 BAB, D Q 2/498, Bl. 128, DVAS-Abt. I b am 11. 3. 1947 an SMAD-Abt. Arbeitskraft. 
52 BAB, D Q 2/2156, Landesarbeitsamt Potsdam am 6. 10. 1947 an die DVAS, S. 1. 
53 Sachsen-Anhalt registrierte im August 1947 insgesamt 4591 Zwangseinweisungen. Damit lag der 

Anteil im Vergleich zu den Arbeitsvermittlungen bei unter 10%. Landesarchiv Magdeburg-Lan-
deshauptarchiv (künftig: LA Magdeburg LHA), Rep. K MW, Nr. 10148, Situationsbericht vom 
10. 9. 1947. 

54 BAB, DQ 2/2156, Landesarbeitsamt Potsdam am 6. 10. 1947 an die DVAS, S. 2. 
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im betreffenden Bezirk. Die Arbeitsämter und Landesarbeitsämter registrierten die 
Zahl der Arbeitseinweisungen und korrelierten diese immer mit den Arbeitsvermitt­
lungen, nicht jedoch mit den sowjetischen Anforderungen. Dabei zeigten sich durch­
aus Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern und Provinzen: So meldete etwa 
das Landesarbeitsamt Sachsen im Februar 1947 11646 Zwangseinweisungen; darunter 
befanden sich 4029 Arbeitslose, gleichzeitig aber 7066 Personen, die bereits in einem 
Beschäftigungsverhältnis standen55. Relativ unbedeutend war dagegen die Zahl der 
verpflichteten Selbständigen aus Handwerk und Landwirtschaft (539) sowie von An­
gehörigen der Freien Berufe (12). Bei einer Gesamtzahl von 70594 Vermittlungen 
durch die sächsischen Arbeitsämter lag der Anteil von Zwangseinweisungen in die­
sem Monat bei 16,5 Prozent. In der Mehrzahl traf dies im übrigen die Männer: Hier 
standen 45073 Vermittlungen 10418 Arbeitsverpflichtungen gegenüber. Insofern er­
höhte sich der relative Anteil der Arbeitseinweisungen bei den Männern auf 23,1 Pro­
zent. Dagegen betrug der Anteil der Zwangseinweisungen an der freien Vermittlung 
in Mecklenburg zum selben Zeitpunkt nur 10,85 Prozent56. Der Unterschied erklärt 
sich aus den spezifischen Anforderungen in den einzelnen Ländern, die vor allem 
mit Großprojekten oder Bauvorhaben in direktem Zusammenhang standen. Auf 
dem Land Sachsen ruhte beispielsweise die Hauptlast der Arbeitskräfteversorgung 
des extrem arbeitsintensiven Uranbergbaus im Erzgebirge. Da für die Wismut AG 
von der Besatzungsmacht zahlreiche Arbeitskräfte innerhalb kürzester Zeit nachge­
fragt wurden, konnte die dortige Arbeitsverwaltung den Anforderungen nur unter 
Rückgriff auf die Zwangseinweisung einigermaßen gerecht werden. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1947 ging der Anteil der Arbeitseinweisungen an 
den Gesamtvermittlungen schrittweise zurück57: Von 12,7 Prozent (Juli) auf 11,2 
Prozent (August) und 9,8 Prozent (Oktober); der niedrigste Wert wurde im Dezem­
ber erreicht (7,7 Prozent). Gegenüber der SMAD-Abteilung Arbeitskraft stellte die 
DVAS am 30. Dezember 1947 zwar fest, daß die Zahl der Arbeitseinweisungen ins­
gesamt gesehen rückläufig sei, sie betonte aber gleichzeitig, daß sich dieses Instru­
ment bei größeren Arbeitsvorhaben „immer noch als notwendig" erweise, „da Ar­
beitslosenreserven an vollwertigen Arbeitskräften nicht mehr vorhanden sind und in­
folge des Lohnstopps ein Anreiz, freiwillig eine Arbeitsstelle aufzugeben, um eine 
andere abseits vom Wohnort anzunehmen, nicht besteht"58. Die absolute Zahl der 
Arbeitseinweisungen stabilisierte sich in der SBZ Anfang 1948 und lag zwischen 
11950 Januar) und 14205 (April) - im Dezember 1947 hatte sie bei 14510 gelegen. 
Da gleichzeitig die Zahl der Arbeitsvermittlungen anstieg, verringerte sich der pro­
zentuale Anteil der Zwangsverpflichtungen: von 6,9 Prozent (Februar) auf 5,5 Pro-

55 BAB, DQ 2/1936, Meldung des Landesarbeitsamtes Sachsen über die im Februar 1947 getätigten 
Zwangseinweisungen von Arbeitskräften. 

56 Ebenda, Ministerium für Sozialwesen der Landesregierung Mecklenburg am 19. 4. 1947 an die 
DVAS. 

57 Ebenda, Statistik der DVAS-Abt. I a über die Entwicklung der Zahl der Arbeitseinweisungen im 
IL Halbjahr 1947. 

58 BAB, DQ 2/512. 
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zent (April)59. Dieser Abwärtstrend setzte sich in der Folgezeit noch weiter fort: Im 
Juli 1948 wurden 10900 Arbeitseinweisungen registriert (4,9 Prozent)60, im Oktober 
lag der Anteil nur noch bei 1,9 Prozent61. In der ersten Jahreshälfte 1949 bewegte 
sich dieser Prozentsatz zwischen 0,2 (April) als tiefstem und 1,0 (Juni) als höchstem 
Wert62. Die Zwangsmaßnahme war somit endgültig zu einer Sondermaßnahme ge­
worden, die von den Behörden nur noch im Ausnahmefall angewandt wurde. 

Die Arbeitsämter verfügten über eine Reihe von Sanktionsmitteln (Geld- und Ge­
fängnisstrafen), um ihren Maßnahmen Nachdruck zu verleihen. Angesichts der Man­
gelsituation und allgemeinen Notlage nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ver­
sprach allerdings ein anderes Instrument sehr viel mehr Erfolg: Die Androhung des 
Entzugs von Lebensmittelkarten bei Nichtbefolgung von Anweisungen der Arbeits­
verwaltung. Frühzeitig meldeten jedoch einzelne Arbeitsämter, daß insbesondere in 
ländlichen Gebieten der Entzug von Lebensmittelkarten „nicht als Strafe" angesehen 
wurde, da die Versorgung mit lebensnotwendigen Gütern auch anderweitig gesichert 
werden konnte. So berichtete etwa das Arbeitsamt in Meiningen, schon mehrfach hät­
ten „Arbeitsverweigerer" ausgesagt, daß diese Strafmaßnahme „auf sie keinen Ein­
druck mache"63. Dennoch wurde in der Folgezeit das Sanktionsmittel durchaus einge­
setzt. Das Landesarbeitsamt in Halle meldete Ende August 1948, daß im Vormonat 910 
Männern und 543 Frauen die Lebensmittelkarten entzogen worden seien64. In diesem 
Monat waren 47263 Arbeitsvermittlungen und darunter 1629 Einweisungen registriert 
worden. Noch höher hatte die Rate im Dezember 1947 gelegen: Nach Angaben des 
Landesarbeitsamtes hatten 1158 Männer und 455 Frauen keine Lebensmittelkarte er­
halten. Das thüringische Ministerium für Arbeit und Sozialwesen wies noch am 
30. September 1948 alle Ämter für Arbeit und Sozialfürsorge des Landes an, für die 
Einhaltung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen Sorge zu tragen65. Dies deu­
tete auf die mangelnde Effektivität der Sanktionsmittel hin. In Einzelfällen wurden Ar­
beitskräfte auch unter Androhung schwerer Strafen aus einem festen Beschäftigungs-

59 BAB, DQ 2/1063, Statistik der HVAS über die Entwicklung der Zahl der Arbeitseinweisungen 
vom September 1947 bis April 1948 [o. DJ. 

60 BAB, D Q 2/498, Bl. 287f., DVAS-Abt. I a am 8. 9. 1948 an SMAD-Abt. Arbeitskraft. In diesem 
Monat war erstmals der Prozentsatz der Arbeitseinweisungen aus der Summe der Vermittlungen 
in den jeweiligen Amtsbezirken und den Überweisungen in den zwischen- und überbezirklichen 
Ausgleich gebildet worden und nicht wie zuvor von der Zahl der Gesamtvermittlungen. Dadurch 
wurde nach Einschätzung der DVAS das prozentuale Verhältnis „nur unwesentlich berührt". 

61 BAB, DQ 2/1531, Bl. 28, Niederschrift über die Besprechung der DVAS-Abt. I am 30. 10. 1948. 
Im Ländervergleich bildete Brandenburg das Schlußlicht. Dort betrug der Anteil der Einweisun­
gen noch 5,3 %, bei Männern sogar 7,5 %. 

62 BAB, D Q 2/1063, Übersicht der HVAS über die Arbeitseinweisungen von Januar bis Juni 1949 
[o. DJ. 

63 ThHStA, Land Thüringen, Büro des Ministerpräsidenten, Bd. 1678, Arbeitsamt Meiningen am 
23. 8. 1945 an das Landesamt für Arbeit in Weimar. 

64 LA Magdeburg LHA, Rep. K MW, Nr. 10185, Bl. 156, Landesarbeitsamt Halle am 31. 8. 1948 an 
den Landesausschuß für den Befehl 234. 

65 ThHStA, Land Thüringen, Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Bd. 3699, Bl. 152. 
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Verhältnis abgezogen und für Demontagetätigkeiten verpflichtet. So veröffentlichte 
beispielsweise der Bürgermeister von Wildau am 15. Dezember 1945 einen Befehl 
Marschall Schukows und kündigte an, daß jedes „Fernbleiben" bei Arbeitsverpflich­
tung nicht nur mit dem Entzug der Lebensmittelkarte, sondern auch mit sofortiger 
Verhaftung und Aburteilung zu „mindestens" 15 Jahre Zuchthaus geahndet werde66. 
Bei Nachweis von „Unwille" drohe sogar die Todesstrafe. Es muß allerdings festgehal­
ten werden, daß ein solcher Sanktionsfall bis jetzt nicht nachgewiesen werden konnte. 

III. Arbeitskräfte für den Uranbergbau im Erzgebirge 

Eines der Haupttätigkeitsfelder der Arbeitsverwaltung bestand bis Anfang der fünf­
ziger Jahre darin, vor allem für den Uranbergbau im Erzgebirge Arbeitskräfte bereit­
zustellen. Gerade in diesem Bereich trug das Instrument der Zwangseinweisung zu 
einer erheblichen Verschlechterung der Stimmung unter der Bevölkerung gegenüber 
der SMAD, der Sowjetunion, aber auch gegenüber der SED bei67. Der Arbeitskräfte­
bedarf für die Wismut AG war enorm: Das Arbeitsamt in Aue - dem zentralen Be­
zirk des sächsischen Uranbergbaus - registrierte im März 1948 50000 Arbeitnehmer, 
im September über 70000. Im April 1950 wurden dort über 110000 Arbeitnehmer 
gezählt68. Während anfangs das Landesarbeitsamt in Sachsen bei der Versorgung des 
Uranbergbaus mit Arbeitskräften auf sich allein gestellt war, trat Ende 1946 insofern 
eine Veränderung ein, als in zunehmendem Maße Absprachen mit den übrigen Lan­
des- bzw. Provinzialverwaltungen sowie der DVAS erfolgten69. Diese Kooperation 
war notwendig geworden, da die sowjetischen Arbeitskräfteanforderungen stark an­
gestiegen waren und die sächsische Arbeitsverwaltung nicht mehr in der Lage war, 
den Bedarf aus dem eigenen Zuständigkeitsbereich zu decken. Die sächsische Lan­
desregierung drängte deshalb gegenüber der DVAS darauf, die übrigen Länder bei 
der Bereitstellung von Arbeitskräften für die Wismut AG aktiv einzubeziehen70. 

Mit der Erhöhung der Beschäftigtenzahlen im Erzgebirge stellten sich allerdings 
akute Probleme bei der Wohnraum- und Lebensmittelversorgung ein. Die Gemein­
deverwaltungen waren oftmals nicht auf diesen Ansturm vorbereitet und standen 
den wachsenden sozialen Konflikten hilflos gegenüber71. Um die schwierige Situati-

66 BAB, DQ 2/2035. 
67 Vgl. Norman M. Naimark, The Russians in Germany. A History of the Soviet Zone of Occupati-

on, 1945-1949, Cambridge (Mass.)/London 1995, S. 247f. 
68 Vgl. Karisch, Allein bezahlt?, S. 141. 
69 BAB, DQ 2/2064, Aktenvermerk über Besprechung der DVAS-Abt. I mit dem Landesarbeitsamt 

Sachsen am 6./7.12. 1946. 
70 BAB, D Q 2/2091, Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorge der Landesregierung Sachsen am 

16. 4. 1947 an DVAS. 
71 Vgl. Karisch, Allein bezahlt?, S. 142-144; Rob Roeling, Arbeiter im Uranbergbau: Zwang, Ver­

lockungen und soziale Umstände (1945 bis 1952), in: Karlsch/Schröter (Hrsg.), „Strahlende Ver­
gangenheit", S. 99-133, hier S. 108 f. 
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on auf dem Wohnungsmarkt etwas zu entspannen, einigten sich die DVAS-Führung 
und die sächsische Landesregierung darauf, zunächst nur noch Arbeitskräfte ohne 
Familien im Arbeitsamtsbezirk anzusiedeln72. Dies konnte jedoch nur eine vorüber­
gehende Lösung sein. Die Wohnraumversorgung blieb letztlich dezentral organisiert, 
d. h. eine Aufgabe der Kommunalverwaltungen im Erzgebirge. Darüber hinaus war 
der Zuzug neuer Arbeitskräfte durch das fehlende bzw. völlig unzureichende Ange­
bot an Wohnraum Ende 1947 erheblich beeinträchtigt73. Dies galt zwar prinzipiell 
auch für andere Regionen in der SBZ. Dennoch stellte der Uranbergbau in gewisser 
Weise einen Sonderfall dar, weil der forciert betriebene Ausbau der Schachtanlagen 
mit dem damit einhergehenden Anstieg der Arbeitskräftenachfrage die ohnehin kriti­
sche Wohnungssituation im Erzgebirge weiter verschärft hatte. Auch die sowjetische 
Besatzungsmacht erkannte den Versorgungsengpaß und versuchte in enger Abspra­
che mit der Arbeitsverwaltung, ein Wohnungsbauprogramm für Wismut-Arbeiter 
zu entwerfen. Dieses sollte allerdings nach den Planungen erst im Verlauf des Jahres 
1949 entlastende Effekte mit sich bringen74. Kurzfristig wurden allerdings provisori­
sche Lösungen favorisiert: Darunter verstanden Vertreter der sächsischen SMA 
„eine stärkere Belegung des vorhandenen Wohnraumes". Dazu sollte der Wohnungs­
bestand nicht nur im Erzgebirge, sondern auch in den angrenzenden Landkreisen sy­
stematisch erfaßt werden. Dagegen wurde der Vorschlag wieder verworfen, Barak­
kenlager aufzubauen. Diese würden - so die Begründung - „leicht de[n] Eindruck ei­
nes Gefangenenlagers" vermitteln75. 

Während anfangs die Arbeitsämter bei der Gewinnung neuer Arbeitskräfte für den 
Uranbergbau relativ häufig auf das Instrument der Arbeitseinweisung zurückgriffen, 
setzte im Herbst 1947 allmählich ein begrenzter Lernprozeß ein, zunächst auf deut­
scher und etwas später auf sowjetischer Seite. Dieser führte langfristig dazu, daß die 
Arbeitsverpflichtung immer seltener praktiziert und statt dessen ein Anreizsystem 
geschaffen wurde. Mit Hilfe besserer Entlohnung, eines zusätzlichen Prämiensy­
stems, einer besseren Versorgung mit Wohnraum und Gütern des täglichen Bedarfs 
sollten Arbeitskräfte für den Uranbergbau gewonnen werden. Die zahlreichen Be­
richte, die der SED-Führung über die unzureichende soziale Lage vieler Wismut-Ar­
beiter vorlagen, sowie die Furcht vor einer Verstimmung der Bevölkerung hatten 
letztlich zu diesem Politikwechsel geführt76. Von herausragender Bedeutung war in 
diesem Zusammenhang der SMAD-Befehl Nr. 234 über „Maßnahmen zur Steigerung 
der Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbesserung der materiellen Lage der Ar­
beiter und Angestellten in der Industrie und im Verkehrswesen" vom 9. Oktober 

72 BAB, DQ 2/1537, Niederschrift über den Verlauf der Arbeitstagung der DVAS-Abt. I b (25.-
27. 9. 1947), S. 8. 

73 BAB, D Q 2/1964, IG Bergbau (Revierleitung Aue) am 29. 12. 1947 an das Landesarbeitsamt in 
Dresden, S. 1. 

74 BAB, D Q 2/2091, Niederschrift über eine Unterredung mit Major Baronjuk am 6. 12. 1947 in 
Aue. 

75 Ebenda. 
76 Vgl. dazu Hoffmann, Die Lenkung des Arbeitsmarktes, S. 53 f. 
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1947, der einen Wechsel beim Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien 
herbeiführte77. Den Hintergrund dieser Entwicklung bildete das sowjetische Interes­
se an einer Erhöhung der Arbeitsproduktivität in den Betrieben. Dabei hatte sich auf 
Seiten der SMAD die Erkenntnis durchgesetzt, daß dies eher auf dem Wege freiwilli­
ger Anwerbung als über Zwangsmaßnahmen zu erreichen war. Die Erweiterung des 
Systems der Stück- und Akkordlöhne, die der SMAD-Befehl Nr. 234 mit sich brach­
te, diente zunächst einmal der Steigerung der Arbeitsproduktivität, hatte aber auch 
eine Anreizfunktion für Arbeitsuchende. 

Im Verlauf des Jahres 1948 verbesserte sich zunächst die soziale Lage der Beschäf­
tigten der Wismut AG. Die nunmehr einsetzende Bevorzugung der Bergarbeiter bei 
der Versorgung mit Konsumgütern entfaltete eine Magnetwirkung auf Arbeitskräfte 
auch außerhalb Sachsens. Auch die übertarifliche Bezahlung der Bergarbeiter sollte 
zusätzliche Arbeitskräfte anlocken. Darüber hinaus ergab sich deren Besserstellung 
auch aus der besonderen Stellung dieses Berufsstandes innerhalb der Sozialversiche­
rung78, verstärkte sich aber zumindest für die Beschäftigten des Uranbergbaus zu­
sätzlich mit dem SMAD-Befehl Nr. 234. So existierte frühzeitig in einzelnen Bezir­
ken des Erzgebirges ein Prämiensystem, „wonach in den meisten Fällen die Tariflöh­
ne bei weitem überschritten" wurden79. Nach Angaben der DVAS konnten rund 50 
Prozent der in Aue beschäftigten Bergarbeiter „das Mehrfache ihres tariflichen 
Schichtlohnes" verdienen. Aufgrund der starken Vermehrung der Beschäftigtenzah­
len kam es jedoch zu einer erneuten Verschlechterung der Lebensbedingungen ab 
Mitte 194880. 

Die Anzahl der Beschäftigten bei der Wismut AG, die zum 1. Januar 1954 in So­
wjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft Wismut umbenannt wurde81, ging zwischen 
1954 und 1960 drastisch zurück: von rund 117000 auf etwa 5100082. Der Uranberg­
bau im sächsischen Erzgebirge hatte für die Sowjetunion zwar kaum an Bedeutung 
verloren; durch Mechanisierung und Stillegung unrentabler Schächte war aber die 
Zahl der Beschäftigten gesunken. Das hatte wiederum arbeitsmarktpolitische Folgen, 
da auch die sowjetischen Arbeitskräfteanforderungen sukzessive zurückgingen. Da­
durch entspannte sich auch die soziale Lage in der Region. Die Praxis der Arbeits­
kräftegewinnung für den Uranbergbau und die damit zusammenhängenden Probleme 
waren insgesamt gesehen von zentraler Bedeutung für die Entwicklung der Arbeits­
kräftelenkung in der DDR. Die Wismut AG war in gewisser Weise ein Experimen-

77 Arbeit und Sozialfürsorge 2 (1947), S. 452 f. Zu den Konsequenzen für die Lohnpolitik vgl. Hüb­
ner, Konsens, Konflikt und Kompromiß, S. 21-36. 

78 Vgl. dazu Dierk Hoffmann, Sozialpolitische Neuordnung in der SBZ/DDR. Der Umbau der So­
zialversicherung 1945-1956, München 1996, S. 57-63. 

79 Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv Berlin (künf­
tig: SAPMO), DY 30/IV 2/2.027/25, Bl. 76, DVAS-Präsident Brack am 20.9. 1947 an die Abt. Ar­
beit und Sozialfürsorge des SED-Zentralsekretariats. 

80 Roeling, Arbeiter im Uranbergbau, S. 118. 
81 Vgl. Karisch, Allein bezahlt?, S. 148. 
82 Vgl. Roeling, Arbeiter im Uranbergbau, S. 133. 
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tierfeld, auf dem verschiedene Konzepte und Praktiken getestet wurden: Diese reich­
ten von der mit Zwang verbundenen Arbeitseinweisung bis zur Anwerbung über 
Sonderleistungen. Gleichzeitig muß allerdings auch betont werden, daß dieser Lern­
prozeß mit gravierenden sozialen und ökonomischen Folgelasten verbunden war. 

Die Länder waren bei der Rekrutierung neuer Arbeitskräfte für die Wismut AG 
ungleichmäßig belastet: So stellte Sachsen mit Abstand die meisten Arbeitskräfte 
und konnte seine Auflagen in der Regel besser erfüllen als die übrigen Länder. Von 
insgesamt 19000 angeforderten Arbeitern hatte nur Sachsen sein Soll Anfang Dezem­
ber 1947 fast verdoppeln können, von 2000 auf letztlich 370283. Sachsen-Anhalt 
konnte von 4000 geforderten Arbeitern nur 394 stellen; Thüringen, Mecklenburg 
und Brandenburg wiesen eine Erfüllungsquote zwischen 30 und 50 Prozent auf. Da­
her war Sachsen aufgrund des enormen Arbeitskräftebedarfs sehr viel stärker als die 
übrigen Länder gezwungen, Erwerbstätige aus anderen Betrieben abzuziehen. Diese 
Vorgehensweise hatte wiederum nachhaltige Folgen für den wirtschaftlichen Aufbau 
des Landes. Der Präsident des Landesarbeitsamtes in Dresden beklagte gegenüber 
der DVAS, daß die Eingriffe in die sächsische Wirtschaft mittlerweile „unverant­
wortlich" seien. Die Berliner Zentralverwaltung wurde gebeten, die anderen Landes­
verwaltungen anzuweisen, „die gegebenen Auflagen unverzüglich zu erfüllen"84. 

Die Freiwilligenwerbung für die Wismut AG, die Ende der vierziger Jahre immer 
stärker einsetzte, blieb nicht ohne Folgen für die Wirtschaftszweige, die nicht dem 
SMAD-Befehl Nr. 153 unterlagen. Zahlreiche Arbeiter hatten sich wegen der deut­
lich verbesserten Bezahlung im schwerindustriellen Sektor, vor allem dem Erzberg­
bau, zu einem Arbeitsplatzwechsel entschlossen. Diese Entwicklung war von Seiten 
der Arbeitsverwaltung durchaus beabsichtigt gewesen, über die Konsequenzen hatte 
man sich allerdings keine weiteren Gedanken gemacht: Planungen über die Abdek-
kung des dabei auftretenden Arbeitskräftebedarfs in den Wirtschaftsbranchen, aus 
denen die Arbeiter abwanderten, existierten nicht. So berichtete ein Vertreter der In­
dustrie- und Handelskammer (IHK) in Aue, daß er „von der gesamten Industrie 
Meldungen habe, daß Spitzenkräfte in den Erzbergbau abwanderten"85. Durch eine 
unterschiedliche Behandlung von Fach- und Hilfsarbeitern versuchte die Leiterin 
des Landesarbeitsamtes Dresden, Hildegard Heinze, eine für alle Seiten akzeptable 
Lösung zu finden. Demzufolge sollten Facharbeiter, die sich freiwillig für den Uran­
bergbau gemeldet hatten, für die aber vom zuständigen Arbeitsamt kein Ersatz ge­
stellt werden konnte, keine Genehmigung zum Arbeitsplatzwechsel erhalten86. An­
ders sei dagegen bei der Freistellung von Hilfsarbeitern zu verfahren. Dieser Vor-

83 Zu den Zahlen: BAB, D Q 2/1785, Bl. 144, Präsident des LAA Sachsen am 12. 12. 1947 an die 
DVAS. 

84 Ebenda. 
85 Sächsisches Hauptstaatsarchiv Dresden (künftig: SächsHStA), Landesregierung Sachsen, Ministe­

rium für Arbeit und Sozialfürsorge, Bd. 307, Niederschrift über die Besprechung wegen der Ab­
wanderung von Fachkräften aus der Industrie zum Erzbergbau im Arbeitsamt Aue am 15. 3. 
1948, S. 1. 

86 Ebenda, S. 2. 
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schlag erwies sich jedoch als wenig praktikabel, da er eine lückenlose Erfassung der 
Wanderungsbewegung durch die Arbeitsämter voraussetzte. Das Landesarbeitsamt 
betonte am 16. März 1948 gegenüber der sächsischen Landesregierung sowie dem 
FDGB-Landesvorstand, daß die Abwanderung von Fachkräften aus der Industrie 
„ein bedrohliches Ausmaß" angenommen habe87. Heinze kündigte bei der Gelegen­
heit an, sie wolle die SMA Sachsen davon überzeugen, daß „die Einstellung von Ar­
beitskräften in den einzelnen Objekten des Erzbergbaus nur bei Zuweisung des Ar­
beitsamtes zu erfolgen hat". Dazu fand sich allerdings die sowjetische Besatzungs­
macht in Sachsen nicht bereit. In der Folgezeit setzte sich daher die Abwanderung 
zum Erzbergbau weiter fort und betraf schließlich auch Betriebe der Schwerindu­
strie, so etwa die Gießereien88. 

IV. Arbeitskräftelenkung als Bestandteil der allgemeinen 
Wirtschaftsplanung 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit wurden Konzepte über eine planvolle Lenkung 
und Steuerung des Arbeitskräftepotentials zunächst nur von der ZVAS/DVAS ausge­
arbeitet. Dagegen äußerten sich die beiden Arbeiterparteien SPD und KPD in ihren 
ersten programmatischen Richtlinien zur Umgestaltung der Wirtschaft sehr zurück­
haltend und unverbindlich zu einzelnen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten89. 
Dies lag unter anderem an der Tatsache, daß die Arbeitsverwaltung aufgrund ihrer ei­
gentlichen Aufgabenstellung sehr viel stärker unter dem Erwartungsdruck stand, den 
im Zuge des Zweiten Weltkrieges aufgetretenen demographischen Verwerfungen der 
Erwerbsbevölkerung einigermaßen zu begegnen und auf die damit zusammenhän­
genden Problemlagen Antworten zu finden. Im Mittelpunkt des Interesses stand für 
die Arbeitsverwaltung vor allem der zügige Verwaltungsaufbau: In einem Rund­
schreiben vom 4. Januar 1946 wies die ZVAS ausdrücklich darauf hin, daß „eine 
planvolle Gestaltung des Arbeitseinsatzes" nur erreicht werden könne, „wenn die 
Durchführung aller Maßnahmen des Arbeitseinsatzes durch eine Stelle erfolgt"90. 
Damit verband sie die Forderung nach einer einheitlichen Verwaltungsstruktur, die 
sich allerdings nicht so rasch verwirklichen ließ91. 

87 BAB, DQ 2/2091. 
88 BAB, DQ 2/1763, Niederschrift über Amtsleitertagung am 5. 8. 1949 im Arbeitsamt Dresden. 
89 Vgl. SAPMO, DY 28/II 2/3, Bl. 14, Richtlinien der Wirtschaftspolitik, beschlossen vom ZA der 

SPD am 21. 9. 1945; SAPMO, RY 1/I 2/2/22, Bl. 47-51, Richtlinien der KPD zur Wirtschaftspo­
litik [29. 12. 1945]. 

50 BAB, DQ 2/2066, Rundschreiben Nr. 40 der ZVAS vom 4. 1. 1946, S. 1. Das Rundschreiben wur­
de an die Landesarbeitsämter verschickt. 

91 Vgl. Dierk Hoffmann, Arbeitsmarkt, Zweijahresplan und Wirtschaftsverwaltung. Die Auseinan­
dersetzung über Kommunalisierung oder Zentralisierung der Arbeitsämter, in: Dierk Hoffmann/ 
Hermann Wentker (Hrsg.), Das letzte Jahr des SBZ. Politische Weichenstellungen und Kontinui­
täten im Prozeß der Gründung der DDR, München 2000, S. 107-132. 
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Mit dem wachsenden Arbeitskräftebedarf traten ungefähr im Sommer 1946 die 
Planungsarbeiten der DVAS in eine neue Phase ein. Die SED-Führung verlangte die 
Bereitstellung von 162000 Arbeitern, „um die elementarsten Bedürfnisse der Wirt­
schaft zu befriedigen", wie der DVAS-Präsident in einer Aktennotiz vermerkte92. 
Akuter Arbeitskräftemangel bestand zu diesem Zeitpunkt vor allem in der Textilin­
dustrie, der Grundstoff- und Schwerindustrie (Bergbau, Maschinenbau, Metallindu­
strie und Chemie) sowie bei der Oderregulierung. Die SED-Führung stellte insge­
samt vier Forderungen auf: So sollten die Umschulung von ungelernten Arbeitern 
vorangetrieben, in den Betrieben Männer durch Frauen und Körperbehinderte er­
setzt sowie die Schulentlassenen und Jugendlichen mit Arbeit versorgt werden93. Da­
hinter standen im wesentlichen zwei Ziele, die eng miteinander verwoben waren. Es 
ging zum einen um eine erhebliche Vergrößerung der Erwerbstätigenzahlen durch 
die Eingliederung von Bevölkerungsgruppen, die bisher außerhalb des Arbeitslebens 
standen. Zum anderen sollten männliche Arbeiter freigesetzt werden, um den Ar­
beitskräftebedarf in der Schwerindustrie befriedigen zu können. Die enge Verzah­
nung der Planung des Arbeitskräfteeinsatzes mit Fragen der Berufsberatung, Ausbil­
dung und Umschulung war naheliegend: Die Abteilung II (Erfassung und Arbeits­
lenkung der Bevölkerung) bei der Berliner Zentralverwaltung legte am 31. August 
1946 eine Denkschrift vor, in der die Verknüpfung der einzelnen arbeitsmarktpoliti­
schen Gebiete angestrebt wurde94. 

Anschließend versuchte die DVAS Absprachen mit den übrigen Zentralverwal­
tungen herbeizuführen, um den jeweiligen Arbeitskräftebedarf einheitlich erfassen 
zu können. Im Zuge der langsam beginnenden allgemeinen Wirtschaftsplanung soll­
te somit bereits Ende 1946 auch eine Arbeitskräfteplanung erfolgen95. Zusammen 
mit der Zentralverwaltung der Industrie führte die DVAS eine grundsätzliche Aus­
sprache durch, in deren Verlauf zunächst nur die Schwierigkeiten und Hindernisse 
auf dem Weg zur Arbeitskräfteplanung erörtert werden konnten. Da die Anforde­
rungen der sowjetischen Besatzungsmacht und der Bedarf für die SAG-Betriebe zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgesehen werden konnten, waren der DVAS enge 
Handlungsspielräume gesetzt. Anfang 1947 erstellten zunächst die Landes- bzw. 
Provinzialverwaltungen erste Bedarfspläne, die mehrheitlich auf den sowjetischen 
Befehlen für die einzelnen Reparationsaufgaben beruhten96. Der DVAS gelang es 
nur langsam, von der Zentralverwaltung für Industrie Zahlenangaben für den Ar­
beitskräftebedarf zu erhalten97. Eine bessere Absprache zwischen den Zentralver­
waltungen wurde erst erreicht, als mit der Hauptverwaltung für Wirtschaftsplanung 
eine zentrale Instanz geschaffen worden war. Darüber hinaus schaltete sich die 

92 BAB, D Q 2/142, Bl. 1-4, hier Bl. 1, Aktennotiz von Gustav Brack vom 29. 7. 1946. 
93 Ebenda, Bl. 2. 
94 BAB, DQ 2/2064. 
95 BAB, D Q 2/1963, Aktenvermerk der DVAS-Abt. I vom 19. 12. 1946. 
96 Ebenda, Minister für Arbeit und Sozialpolitik der Provinzialregierung Sachsen-Anhalt am 7. 1. 

1947 an die DVAS. 
97 Ebenda, Aktenvermerk der DVAS-Abt. I b vom 12. 3. 1947. 
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SMAD in zunehmendem Maße in die Planungsarbeiten ein98. Auch der Einfluß der 

SED-Führung trat im übrigen immer deutlicher hervor: Im Zuge des Zweijahrespla­

nes legte die Abteilung Arbeit und Sozialfürsorge beim SED-Zentralsekretariat Vor­

schläge für die sogenannte Nachwuchslenkung v o r " und das Frauensekretariat ar­

beitete einen Arbeitsplan „über die Mitarbeit der Frauen bei der Durchführung der 

Wirtschaftspläne" aus100. 

Für die weitere Einbettung der Arbeitskräftelenkung in die Planwirtschaft der 

SBZ/DDR hatten der Halbjahresplan 1948 sowie der bereits angesprochene Zweijah­

resplan 1949/50 herausragende Bedeutung101. Darüber hinaus war mit der Gründung 

der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) 1947 eine zentrale Instanz geschaffen 

worden102, die zusammen mit den zuständigen Hauptverwaltungen die wirtschaftpo­

litische Koordinierungsfunktion allein für sich beanspruchte - in enger Abstimmung 

mit der SED-Führung. Damit waren die institutionellen Voraussetzungen in Rich­

tung Zentralisierung weitgehend gelegt worden. Eine weitere Folgewirkung dieser 

Maßnahmen bestand in der Zurückdrängung des Einflusses der Länder, die kaum 

noch über Mitsprache- und Gestaltungsmöglichkeiten verfügten. Für die Lenkung 

des Faktors „Arbeit" bleibt festzuhalten, daß zunächst einmal die Frage des struktu­

rellen Aufbaus der Arbeitsverwaltung endgültig entschieden wurde. Des weiteren 

wandelte sich die Planungstätigkeit: Die Aufstellung eines Wirtschaftsplanes für die 

SBZ zog die Planung des Arbeitskräfteeinsatzes durch die HVAS zwingend nach 

sich. Damit verloren die Monats- und Quartalsberichte der deutschen Arbeitsverwal­

tung ihre bisherige Bedeutung. Sie dienten ab sofort nicht mehr ausschließlich zur 

Weitergabe von Informationen an die sowjetische Besatzungsmacht sowie an andere 

DWK-Hauptverwaltungen, sondern besaßen nunmehr richtungweisende Funktion 

für die nachgeordneten Verwaltungen auf Landes- bzw. Kommunalebene. Die näch­

ste Weichenstellung erfolgte Anfang der fünfziger Jahre mit dem ersten Fünfjahres-

98 SAPMO, NY 4182/963, Bl. 196-198, Bruno Leuschner am 4. 6. 1948 an Heinrich Rau. 
99 Ebenda, Bl. 40 f., Ergänzungsvorschläge der Abt. Arbeit und Sozialfürsorge beim SED-Zentralse­

kretariat vom 8. 7. 1948 zum Entwurf über den Arbeitsplan für die Kampagne über den Zweijah­
resplan 1949/50. Das Jugendsekretariat des SED-Landesverbandes Brandenburg schlug am 15. 7. 
1948 ein zentrales Jugendprojekt im Steinkohlenbergbau oder beim Eisenbahnbau vor, das etwa 
15 000 bis 20000 Jugendliche in Arbeit bringen sollte. Vgl. SAPMO, DY 30/IV 2/16/112, 
Bl. 421-424. 

100 SAPMO, NY 4182/963, Bl. 89-91. 
101 Vgl. Dietrich Staritz, Die Gründung der DDR. Von der sowjetischen Besatzungsherrschaft zum 

sozialistischen Staat, München 31995, S. 140f.; Hermann Weber, Geschichte der DDR, München 
21986, S. 170-172. 

102 Vgl. Andre Steiner, Zwischen Länderpartikularismus und Zentralismus. Zur Wirtschaftslenkung 
in der SBZ bis zur Bildung der Deutschen Wirtschaftskommission im Juni 1947, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte B 49/50, 1993, S. 32-39; Wolfgang Zank, Wirtschaftliche Zentralverwaltungen 
und Deutsche Wirtschaftskommission (DWK), in: SBZ-Handbuch. Staatliche Verwaltungen, Par­
teien, gesellschaftliche Organisationen und ihre Führungskräfte in der Sowjetischen Besatzungs­
zone Deutschlands 1945-1949. Im Auftrag des Arbeitsbereiches Geschichte und Politik der 
DDR an der Universität Mannheim und des Instituts für Zeitgeschichte München hrsg. von Mar­
tin Broszat und Hermann Weber, München 21993, S. 253-290. 
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plan: Der damit einsetzende Auf- und Ausbau der Schwerindustrie103 legte auch für 
die Arbeitsverwaltung die Schwerpunkte erneut fest. Die Gewinnung von Arbeits­
kräften für den Bergbau, die Hüttenindustrie, den Schwermaschinenbau sowie den 
Allgemeinen Maschinenbau hatte somit wieder eindeutig Priorität gewonnen. 

Der bis zur DDR-Gründung führende SED-Sozialpolitiker Helmut Lehmann hatte 
bereits bei der Ausarbeitung des Zweijahresplanes ein ganzes Maßnahmenbündel zur 
Abdeckung des auftretenden Arbeitskräftebedarfs vorgeschlagen104. Zeitliche Verzöge­
rungen sowie Reibungsverluste bei der Durchführung der Planungsvorgaben sollten 
auf diese Weise vermieden werden. So waren die Betriebe vor einer Vermittlung von Ar­
beitskräften zunächst „auf die Berechtigung der Anforderung" hin zu überprüfen - eine 
Maßnahme zur Eindämmung der Arbeitskräftehortung in den wirtschaftlich durch 
Materialengpässe und Kapitalknappheit weitgehend lahmgelegten Betrieben. Offen 
blieb jedoch die Frage, inwieweit die Arbeitsverwaltung noch einen Schritt weiter ge­
hen und eine Auskämmungsaktion starten sollte. Lehmann sprach sich zumindest für 
die „Umsetzung" von Arbeitern innerhalb der Betriebe aus: Demnach waren Arbeits­
plätze „für leichtere Arbeit mit Frauen zu besetzen". Der Arbeitskräftebestand insge­
samt - so Lehmann - sollte vergrößert werden. Neben den Frauen nannte er vor allem 
Kriegsheimkehrer und arbeitsuchende Schwerbeschädigte als potentielle Arbeitskräf­
te105. Von zentraler Bedeutung war aus Sicht Lehmanns jedoch die Verbesserung der Be­
rufsumschulung „von Angehörigen überfüllter Berufe" und die „Nachwuchsplanung 
für die Berufsausbildung aller Jugendlichen"106. Dazu sollten Lehrwerkstätten und 
Berufsschulen weiter ausgebaut und die Berufsberatung intensiviert werden. 

Während die Berufsausbildung konzeptionell bereits frühzeitig eng mit der Arbeits­
kräftelenkung verbunden war, kann dies für die Lohn- und Wohnungsbaupolitik nur 
bedingt gesagt werden. Beides hatte zwar eine Anreizfunktion und sollte die Binnen­
wanderung hin zu den industriellen Schwerpunkten der DDR steuern. Dies war aller­
dings nur eine Funktion; daneben spielten andere Faktoren ebenfalls eine herausragen­
de Rolle. So konnte etwa die Gestaltung des Lohngefüges durch die SED-Führung 
und die DWK (bzw. ab Anfang der fünfziger Jahre durch die Staatliche Plankommissi­
on) nicht ausschließlich auf das Ziel der Arbeitskräftelenkung zugespitzt werden. Vor 
allem seit dem bereits erwähnten SMAD-Befehl Nr. 234 ging es bei der Lohnpolitik 
darum, die Arbeitsproduktivität in den Betrieben auf breiter Front zu steigern, was 
langfristig zu einem ausdifferenzierten System von Löhnen und Gehältern führte107. 

103 Vgl. Roesler, Die Herausbildung der sozialistischen Planwirtschaft, S. 20 f.; Helmut Wienert, Die 
Stahlindustrie in der DDR, Berlin 1992, S. 28-33. 

104 SAPMO, DY 30/IV 2/2.022/21, Bl. 37f., Vorlage Lehmanns vom 13. 9. 1948 für das SED-Zentral-
sekretariat. 

105 Vgl. zu diesem Themenkomplex den Beitrag von Marcel Boldorf, Eingliederung der Kriegsopfer 
und Schwerbeschädigten Ostdeutschlands in den Arbeitsprozeß 1945-1951, in: Buchheim 
(Hrsg.), Wirtschaftliche Folgelasten, S. 403-415. 

106 SAPMO, DY 30/IV 2/2.022/21, Bl. 38, Vorlage Lehmanns vom 13. 9. 1948 für das SED-Zentral­
sekretariat. 

107 Vgl. allgemein zu dieser Thematik Hübner, Konsens, Konflikt und Kompromiß, S. 16-88. 
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Die SED-Führung sah sich gezwungen, dieses primär von ihr gestaltete Lohngefüge 
stets neu auszutarieren und neuen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 
Auch der Wohnungsbau108 unterlag keineswegs nur den Anforderungen der Arbeits­
kräftelenkung. Lediglich für einige Großprojekte läßt sich dies so eindeutig feststel­
len (z.B. Eisenhüttenkombinat Ost)109; ansonsten klagten die Arbeitsämter oftmals 
über die mangelhafte Wohnraumversorgung für die zugewiesenen oder zugewander­
ten Arbeitskräfte. Sogar im Erzgebirge scheint dieses Problem erst zu dem Zeitpunkt 
einer Lösung näher gekommen zu sein, als der Bedarf der Wismut AG an Arbeits­
kräften und damit auch die Beschäftigtenzahl insgesamt sanken. 

V. Insuffizienzen des Planungs- und Lenkungssystems 

Trotz der beschriebenen institutionellen Weichenstellungen, die für die Neuordnung 
der Wirtschaft in der SBZ/DDR nachhaltige Folgen hatten, mußten HVAS- und 
SED-Führung bald erkennen, daß auch eine regelmäßige und detaillierte statistische 
Erfassung und Planung des Arbeitsmarktes keine Gewähr bot für eine unmittelbare be­
darfsorientierte Arbeitskräftelenkung. Hierbei traten mehrere Hindernisse auf: Da wa­
ren zum einen die Verwaltungsstrukturen, die 1949 nicht vollständig zentralisiert wer­
den konnten, da die bis 1952 bestehenden Landesverwaltungen trotz stark einge­
schränkter Kompetenzen immer noch als retardierendes Moment auftreten konnten. 
Zum anderen, und dies war ungleich bedeutsamer, ließ sich die berufliche Mobilität 
nicht in dem Maße von oben steuern, wie sich das SED-Führung und HVAS-Leitung 
erhofft hatten. Binnenwanderung110 und die ab 1949 immer stärker einsetzende West-

108 Die Notlage angesichts der umfangreichen Zerstörung von Wohnraum während des Zweiten 
Weltkrieges galt für alle vier Besatzungszonen. Vgl. zur Wohnungsbaupolitik in den drei westli­
chen Besatzungszonen bzw. der Bundesrepublik Karl Christian Führer, Mieter, Hausbesitzer, 
Staat und Wohnungsmarkt. Wohnungsmangel und Wohnungszwangswirtschaft in Deutschland 
1914-1960, Stuttgart 1995; Günther Schulz, Wiederaufbau in Deutschland. Die Wohnungsbaupo­
litik in den Westzonen und der Bundesrepublik 1945 bis 1957, Düsseldorf 1994; Georg Wagner, 
Sozialstaat gegen Wohnungsnot. Wohnraumbewirtschaftung und sozialer Wohnungsbau im 
Bund und in Nordrhein-Westfalen 1950-1970, Paderborn 1995. Zur DDR vgl. Manfred Hoff­
mann, Wohnungspolitik in der DDR - das Leistungs- und Interessenproblem, Düsseldorf 1972. 
Einen Vergleich zwischen NS-Diktatur, Bundesrepublik und DDR bietet Axel Schildt, Woh­
nungspolitik, in: Hans Günter Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozialstaatlichkeit. NS-
Diktatur, Bundesrepublik und DDR im Vergleich, München 1998, S. 151-189. 

109 Vgl. als weiteres Beispiel das Kombinat „Schwarze Pumpe" und der Wohnungsbau in Hoyers­
werda ab Mitte der fünfziger Jahre: Hartmut Mehls, Arbeiterwohnungsbau und Wohnerfahrun­
gen in Hoyerswerda zwischen 1955 und 1965, in: Peter Hübner (Hrsg.), Niederlausitzer Indu­
striearbeiter 1935 bis 1970. Studien zur Sozialgeschichte, Berlin 1995, S. 233-262. 

110 Vgl. zur Wanderungsbewegung der Flüchtlinge und Vertriebenen in der SBZ Dierk Hoffmann, 
Vertriebenenintegration durch Arbeitsmarktlenkung? Zur Beschäftigungspolitik der SBZ/DDR 
(1945-1950), in: Dierk Hoffmann/Michael Schwartz (Hrsg.), Geglückte Integration? Spezifika 
und Vergleichbarkeiten der Vertriebenen-Eingliederung in der SBZ/DDR, München 1999, 
S. 173-192, hier S. 181 f. 
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flucht machten die Grenzen planwirtschaftlichen Handelns sehr deutlich. Vor allem die 
in der D D R offiziell so bezeichnete „Republikflucht" erwies sich für die Arbeitsver­
waltung als exogener Faktor, der - ebenso wie die Ansprüche und Forderungen der so­
wjetischen Besatzungsmacht - erhebliche Auswirkungen auf die Struktur der Erwerbs­
bevölkerung hatte und kaum zu beeinflussen war. SED-Führung und DWK mußten 
aber auf dieses Phänomen reagieren und etwa den Verlust an Facharbeitern und Spezia­
listen in den einzelnen Wirtschaftsbranchen auszugleichen versuchen. Dabei befanden 
sich die Arbeitsämter und die zuständigen wirtschaftlichen Hauptverwaltungen inner­
halb der DWK von Anfang an in der Defensive, da eine langfristige Planung des Ar­
beitskräftepotentials angesichts der stetigen Abwanderung in den Westen Deutsch­
lands überhaupt nicht durchführbar war. Erst mit dem Mauerbau am 13. August 1961 
konnte der ungehinderte Weg in die Bundesrepublik versperrt werden. Das Statistische 
Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland registrierte für den Zeitraum von 1950 
bis 1961 insgesamt 3,583 Millionen Zuzüge aus der D D R und Ost-Berlin in die Bun­
desrepublik und nach West-Berlin111. Höhepunkte dieser Wanderungsbewegung wa­
ren die Jahre 1950 (337000), 1953 (408000), 1955 bis 1957 (zwischen 382000 und 
396 000), in den folgenden Jahren lagen die absoluten Zahlen immer deutlich unter 
250 000. Da eine ausführliche Erörterung der westdeutschen statistischen Unterlagen 
bereits an anderer Stelle erfolgt ist112, seien hier nur zwei Phänomene noch kurz er­
wähnt. Zum einen muß auf den Zuzug aus der Bundesrepublik in die DDR verwiesen 
werden, der bis zum Mauerbau rund 487 000113 Personen umfaßte. Dieses Zahlenver­
hältnis zeigt, daß es der SED-Führung trotz vielfältiger Anstrengungen nicht gelang, 
das quantitative Ausmaß der Flucht in den Westen durch die angestrebte Einwande­
rungsbewegung in die DDR auch nur ansatzweise auszugleichen. Zum anderen lagen 
die Zahlenangaben der Notaufnahmestatistik der Bundesrepublik niedrig, da nicht je­
der Zuzügler eine Notaufnahme beantragte. Bis 1957 war die Zahl der statistisch zu­
nächst nicht erfaßten DDR-Flüchtlinge beträchtlich und schwankte zwischen 50 000 
(1952) und 140000 (1950); dagegen stieg sie in den Jahren 1958 bis 1961 nie über 
30 000. Auffallend ist des weiteren, daß sich unter den Flüchtlingen besonders viele jun­
ge Männer befanden, „die am Anfang ihres Erwerbslebens standen oder in Kürze ihre 
Ausbildung abschließen würden und unter denen die Akademiker überrepräsentiert 
waren"114. Die „Republikflucht" machte insofern eine Arbeitskräfteplanung und -len-
kung einerseits dringend erforderlich, andererseits behinderte sie schon frühzeitig ein­
geleitete Versuche zu einer zentralen Steuerung des Arbeitsmarktes. 

Darüber hinaus kristallisierten sich aber bei der Arbeitskräfteplanung und -lenkung 
schon frühzeitig systemimmanente Probleme heraus, die ab Mitte der fünfziger Jahre 

111 Zu den Zahlen vgl. Helge Heidemeyer, Flucht und Zuwanderung aus der SBZ/DDR 1945/1949-
1961. Die Flüchtlingspolitik der Bundesrepublik Deutschland bis zum Bau der Berliner Mauer, 
Düsseldorf 1994, S. 44. 

112 Vgl. ebenda, S. 37-53. 
113 Vgl. ebenda, S. 44. 
114 Ebenda, S. 52. 
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immer mehr zum Tragen kamen und zu einem prägenden Kennzeichen sozialistischer 
Planwirtschaft werden sollten. Die Arbeitsverwaltung mußte erkennen, daß ihre Be­
darfsplanung unzureichend gewesen war, da sich im sekundären Sektor, vor allem bei 
der Schwerindustrie, ein Arbeitskräfteüberhang bemerkbar machte. Der vorrangige 
Ausbau der Grundstoff- und Schwerindustrie zeigte somit deutlich negative Folgewir­
kungen. Die Zentrale Kommission für Staatliche Kontrolle (ZKSK) meldete zunächst 
Mitte Januar 1955, daß in einigen Betrieben im Bezirk Dresden „Entlassungen von Ar­
beitskräften in größerem Umfang vorgenommen werden"115. Die Entlassungen gingen 
in der Regel auf die von den zuständigen Ministerien erstellten Arbeitskräftepläne zu­
rück, die eine Laufzeit von zwölf Monaten hatten: So mußte beispielsweise das VEB 
Transformatoren- und Röntgenwerk Dresden auf Veranlassung des Ministeriums für 
Maschinenbau 433 Arbeiter seiner insgesamt 4221 Belegschaftsmitglieder entlassen116. 
Der Bericht listete noch weitere Betriebe auf, bei denen sogenannte Freisetzungen not­
wendig geworden waren. Von der Entlassungswelle wurden in zunehmenden Maße 
auch Betriebe der Konsum- und Leichtindustrie erfaßt. Es deutet einiges darauf hin, 
daß diese Entwicklung auch auf das Bestreben der Staatlichen Plankommission und 
der Industrieministerien zurückzuführen war, in den Betrieben Arbeitskräftehortung 
zu verhindern bzw. Arbeiter, die dort nicht mehr für die Produktion benötigt wurden, 
für andere Aufgaben „umzusetzen". Den entlassenen Arbeitern konnten jedoch oft­
mals nicht sofort neue Arbeitsplätze angeboten werden, so daß zumindest vorüberge­
hend mit einem Ansteigen der Erwerbslosenzahlen zu rechnen war117. Bei der Vorberei­
tung des Volkswirtschaftsplanes ging die SED-Führung für das zweite Quartal 1955 
von insgesamt 67800 Entlassungen aus, allein 60000 beim Maschinenbau118. 

Gleichzeitig wurde ein Arbeitskräftebedarf im primären Sektor gemeldet. Der 
Mangel an Landarbeitern war für die DDR nichts Neues und hatte auch schon zuvor 
die Führungsgremien der SED sowie des Ministerrates eingehend beschäftigt. So hat­
te etwa der Ministerrat auf seiner Sitzung am 2. Mai 1952 ein Maßnahmenbündel ver­
abschiedet, um Arbeitskräfte für die Landwirtschaft bereitzustellen119. Allerdings 
strebte man seinerzeit nicht so sehr die Umsetzung von Arbeitskräften zwischen 
den verschiedenen volkswirtschaftlichen Sektoren an, sondern die Erweiterung des 
Beschäftigtenstandes. Es sollten „in höherem Maße arbeitseinsatzfähige Sozialfürsor­
geunterstützungsempfänger" in der Landwirtschaft eingesetzt werden, die neben 
dem gesetzlichen Tariflohn ihre Leistungen aus der Sozialfürsorge weiterhin unge­
kürzt erhalten sollten120. Nach Angaben des Ministeriums für Arbeit waren im Mo­
nat Mai 1952 insgesamt 12000 Sozialfürsorgeempfänger entsprechend tätig121, wobei 

115 BAB, DC 1/1055, Bericht der ZKSK vom 17. 1. 1955, S. 1. 
116 Ebenda, S. 2. 
117 BAB, DQ 2/853, Bericht der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 22. 1. 1955. 
118 SAPMO, DY 30/J IV 2/2/418, Bl. 30. 
119 BAB, DC 20 I/3-105, Bl. 4. 
120 Ebenda, Bl. 10 f., Anlage 1 zum Protokoll. 
121 Ebenda, Bl. 50-56, Minister für Arbeit, Roman Chwalek, am 9. 7. 1952 an den Chef der Regie­

rungskanzlei und Staatssekretär der Regierung, Fritz Geyer. 
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ein großer Teil dieser Gruppe aber schon vor Beginn der Werbeaktion in der Land­
wirtschaft beschäftigt gewesen sein dürfte. Das Ministerium für Land- und Forst­
wirtschaft veröffentlichte am 21. März 1955 eine Richtlinie „für den Wettbewerb 
zur Steigerung der Produktion und Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes 1955 in 
der Landwirtschaft"122. Eng verbunden mit dieser Mobilisierungskampagne war die 
zeitgleich erschienene Richtlinie für die Aktion „Industriearbeiter aufs Land", die 
zuvor vom ZK der SED abgesegnet worden war123. Die Durchführung oblag den Rä­
ten der Kreise und Bezirke. Diese Aktion besaß nicht nur den skizzierten arbeits­
marktpolitischen Hintergrund (Arbeitskräftemangel), sondern muß auch in enger 
Verbindung mit der SED-Landwirtschaftspolitik gesehen werden: Der Aufbau der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG), der zunächst 1953 ge­
stoppt worden war, sollte auf diese Weise wieder etwas vorangetrieben werden124. 
Die Vorstellung, die personelle Überbesetzung in der Industrie zur Stärkung der 
Landwirtschaft zu nutzen, schien zunächst der richtige Lösungsansatz gewesen zu 
sein, stieß allerdings bei der praktischen Umsetzung auf gewaltige Probleme. Auch 
hier wurden eine Koordinierungsbereitschaft und -fähigkeit der einzelnen Verwal­
tungen auf zentraler, bezirklicher und lokaler Ebene vorausgesetzt, die in der zeitli­
chen und inhaltlichen Abfolge nicht erbracht werden konnten. So war es letztlich 
auch nicht verwunderlich, daß der Bericht der ZKSK über den Verlauf dieser Aktion 
aus Sicht der SED-Führung niederschmetternd ausfiel: Im einzelnen wurde kritisiert, 
daß der Arbeitskräftebedarf in den Kreisen oftmals nicht ermittelt wurde, so daß die 
Arbeitsverwaltung auch keine verläßlichen Daten für ihre weitere Planung besaß125. 

Für die Durchführung der Aktion „Industriearbeiter aufs Land" wurden nicht nur 
die staatlichen Verwaltungen von der zentralen bis zur lokalen Ebene, sondern auch 
die Massenorganisationen eingebunden. So forderte der Minister für Arbeit und Be­
rufsausbildung Fritz Macher den Vorsitzenden des FDGB-Bundesvorstandes Herbert 
Warnke am 6. August 1955 auf, unterstützende Maßnahmen einzuleiten126. Besonders 
„ungenügend" sei die bisherige Werbetätigkeit der Betriebsgewerkschaftsleitungen in 
den Industriebetrieben gewesen. Dagegen wies der FDGB-Bundesvorstand die Verant­
wortung für den schleppenden Fortgang der Aktion den Industrieministerien zu127. 

In der Folgezeit entwickelte sich eine Kontroverse zwischen den beteiligten Res­
sorts in Berlin, die längere Zeit andauerte und letztlich den erhofften Erfolg der Ak­
tion erheblich beeinträchtigte. So hatte der Minister für Arbeit vorgeschlagen, soge­
nannte Landjugendbrigaden zu bilden, die außerhalb der bereits bestehenden Organi­
sationsstrukturen in den Dörfern (also neben den Landwirtschaftlichen Produktions-

122 BAB, D Q 2/2124. 
123 Ebenda. 
124 BAB, DO 1/8/175, Bl. 31 f., Schreiben des Ministers für Land- und Forstwirtschaft, Hans Rei­

chelt, am 7. 7. 1955 an den Minister des Innern, Karl Maron. 
125 Ebenda, Bl. 40-54, Bericht der ZKSK, Arbeitsgruppe Arbeit und Gesundheitswesen, vom 27. 7. 

1955. 
126 SAPMO, DY 34, 45/143/6058. 
127 Ebenda, Hausmitteilung des FDGB-Bundesvorstandes vom 6. 8. 1955. 



Im Laboratorium der Planwirtschaft 657 

genossenschaften und den Volkseigenen Gütern) aufgebaut werden sollten. Dadurch 
erhoffte sich Minister Macher offensichtlich eine rasche Mobilisierung zusätzlicher 
Arbeitskräfte, wobei deutliche Kritik an der mangelhaften Kooperation auf seiten 
der bestehenden LPG geübt wurde: Diese hätten sich nämlich unter Verweis auf „öko­
nomische Gründe" bisher geweigert, Jugendliche als Lehrlinge einzustellen, „weil 
man die Ansicht vertritt, daß die Genossenschaften nicht in der Lage sind, die Jugend­
lichen zugleich gesellschaftlich und moralisch zu beeinflussen und zu erziehen"128. 
Der Staatssekretär für Berufsausbildung Rudi Wießner sprach sich gegen diesen Vor­
schlag aus und betonte, daß es nicht richtig sei, das Arbeitskräfteproblem in der Land­
wirtschaft auf diese Weise zu lösen. Er versuchte die Verantwortung dem Landwirt­
schaftsministerium zuzuschieben: Die Genossenschaften müßten davon überzeugt 
werden, „Lehrlinge einzustellen, auszubilden und zu jungen Genossenschaftsbauern 
im Kollektiv der Genossenschaft zu erziehen"129. Zur besseren Koordinierung wurde 
Anfang 1956 eine zentrale Kommission gebildet, in der Mitarbeiter nahezu sämtlicher 
Ministerien vertreten waren. Die Arbeit der Kommission beschränkte sich jedoch im 
wesentlichen auf die Durchführung von Werbekampagnen, bei der auch die Massenor­
ganisationen (vor allem FDGB und FDJ) beteiligt wurden130, sowie auf die Zusam­
menstellung von Instrukteurgruppen, welche die Aktion zu überwachen hatten131. 

Mit der Gewinnung von Arbeitskräften für die Landwirtschaft traten wiederum 
Schwierigkeiten bei der Wohnraumversorgung auf, die von den beteiligten Ministeri­
en im Vorfeld nicht berücksichtigt worden waren. Die Kommunalverwaltung wurde 
deshalb kurzfristig angewiesen, für die zugewanderten Arbeiter Wohnungen zur Ver­
fügung zu stellen132. Als entscheidendes Hindernis erwies sich die Lohnfrage, da sich 
vor allem die Industriearbeiter stets in höheren Lohngruppen als die Landarbeiter 
befanden. Die berufliche Umgruppierung in die Landwirtschaft war für sie automa­
tisch mit einem Einkommensverlust verbunden. Angesichts der zusätzlichen Anreize 
wie etwa der Prämien, mit denen Großbaustellen Arbeitskräfte anwerben konnten, 
hatte die Landwirtschaft in der Zeit zuvor immer mehr an Attraktivität verloren133. 
Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft hatte zwar Ende November 1955 
die Gewährung eines Lohnausgleichs angekündigt, allerdings dabei eine monatliche 
Höchstgrenze von 500 DM festgesetzt134. 

128 BAB, DQ 2/2123, Wießner am 19. 10. 1955 an Macher. 
129 Ebenda. 
130 BAB, DQ 2/2123, Protokoll über die Sitzung der zentralen Kommission der Aktion „Industriear­

beiter aufs Land" am 20. 2. 1956. 
131 Ebenda, Protokoll über die Sitzung der zentralen Kommission der Aktion „Industriearbeiter aufs 

Land" am 3. 9. 1956. 
132 Vgl. W. Stechert, Die Sicherung der Unterbringung der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft - eine 

Hauptaufgabe der Wohnraumlenkung, in: Arbeit und Sozialfürsorge 10 (1955), S. 393 f. und S. 425 f. 
133 BAB, DQ 2/2123, Protokoll über die Sitzung der Zentralen Kommission der Aktion „Industrie­

arbeiter aufs Land" am 24. 9. 1956, S. 3. 
134 Ebenda, Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft vom 

28.11. 1955, S. 2. 
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Der Bericht der zentralen Instrukteurgruppe über die Durchführung der Umset­
zungsaktion fiel für das Jahr 1956 sehr ernüchternd aus135. Der Bedarf an 20 000 land­
wirtschaftlichen Arbeitskräften, der auf die Industrieministerien und Massenorgani­
sationen aufgeteilt worden war, konnte am Jahresende nicht befriedigt werden. So 
hatte das Ministerium für Schwermaschinenbau von 2412 nur 1850 Arbeitskräfte 
zur Verfügung stellen können; das Ministerium für Leichtindustrie hatte bei einer 
Auflage von 2670 sogar nur 987 Arbeiter bereitgestellt. Dagegen konnte das Ministe­
rium für Allgemeinen Maschinenbau überhaupt kein Ergebnis vorlegen. Unter­
schiedlich wurde auch die Mitarbeit der beiden Massenorganisationen bewertet: 
Während die Instrukteurgruppe die Tätigkeit der FDJ insgesamt recht positiv ein­
schätzte, stufte sie die Mitarbeit des FDGB „bis auf einige Ausnahmen [als] ungenü­
gend" ein. Insgesamt bemängelten die Instrukteure die ungenügende Vorbereitung 
des Arbeitseinsatzes der Industriearbeiter und verwiesen dabei besonders auf die 
nach wie vor bestehende mangelhafte Wohnraumversorgung. Im Sommer 1957 wur­
de die Zahl der Mitglieder bei der Zentralen Kommission erheblich reduziert und 
gleichzeitig das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft mit der Federführung be­
auftragt136. Das personell verkleinerte Gremium beschloß kurz darauf, die Aktion 
„Industriearbeiter aufs Land" nicht mehr fortzusetzen137. Statt dessen sollten nur 
noch die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften in den drei nördlichen 
Bezirken Rostock, Schwerin und Neubrandenburg bevorzugt mit Arbeitskräften ver­
sorgt werden. 

Als weiterer Testfall für die DDR-Planwirtschaft erwies sich die berufliche Unter­
bringung von entlassenen Wismut-Arbeitern ab Spätsommer 1956. Diese Entwick­
lung hing - wie erwähnt - mit der zunehmenden Mechanisierung sowie der Stil­
legung unrentabler Schachtanlagen im Erzgebirge zusammen, die seit Mitte der fünf­
ziger Jahre eine deutliche Reduzierung des Belegschaftsstandes verursacht hatten138. 
Die Arbeitsverwaltung war auf diese Entwicklung nicht vorbereitet; erneut mußte 
sie sich mit der Bewältigung der sozialen und wirtschaftlichen Folgen auseinander­
setzen. Auf Veranlassung des Sekretariats des ZK der SED sollten die Staatliche Plan­
kommission, die Industrieministerien sowie das Arbeitsministerium Konzepte mit 
neuen Beschäftigungsmöglichkeiten ausarbeiten und vorlegen139. Die Kaderleiter der 
SDAG Wismut planten zunächst, die zur Entlassung anstehenden Arbeiter innerhalb 
des Unternehmens zu versetzen140. Das Berliner Arbeitsministerium setzte schließ­
lich doch eine andere Strategie durch, da die Beschäftigtenzahl im Uranbergbau lang­
fristig gesenkt werden mußte und somit eine Umgruppierung innerhalb der SDAG 
Wismut nicht in Frage kam. Statt dessen sollten die Arbeitskräfte an große volkseige-

135 Zum folgenden SAPMO, DY 34/22301, Analyse der Instrukteurgruppe vom 21. 12. 1956. 
136 Ebenda, Ministerium für Land- und Forstwirtschaft an den FDGB-Bundesvorstand (Juli 1957). 
137 Ebenda, Kurze Information über die Beratung zur Sicherung des Arbeitskräftebedarfs für die 

Landwirtschaft im Ministerium für Land- und Forstwirtschaft am 16.7. 1957. 
138 Vgl. Karisch, Der Aufbau der Uranindustrien, S. 15. 
139 SAPMO, DY 30/J IV 2/3/527, Bl. 2, Protokoll der Sitzung des Sekretariats vom 5. 9. 1956. 
140 BAB, D Q 2/2104, Aktenvermerk des VEB Bau-Union Magdeburg vom 23. 10. 1956. 
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ne Betriebe der Schwer- und Grundstoffindustrie in der gesamten DDR vermittelt 
werden141. Die Bereitstellung von neuen Arbeitsplätzen blieb anfangs jedoch eine 
Aufgabe der SDAG Wismut142 sowie der betroffenen Bezirks- und Kreisverwaltun­
gen, während sich andere Großbetriebe und Bezirksverwaltungen auffallend zurück­
hielten. 

Die Bezirksverwaltungen im Erzgebirge waren mit der arbeitsmarktpolitischen 
Aufgabe bald überfordert und baten die Staatliche Plankommission Anfang 1957 
um Unterstützung143. Das Ministerium für Arbeit und Berufsausbildung beschränkte 
seine Aktivitäten zunächst darauf, Mitarbeiter in die betroffenen Kreise zu entsen­
den, um die Zahl der Entlassungen sowie die beruflichen „Umsetzungen" zu regi­
strieren144. Eine Lenkung und Steuerung war zu diesem Zeitpunkt nicht erkennbar. 
Dies änderte sich erst Anfang März, nachdem das Sekretariat des ZK der SED be­
schlossen hatte, eine Kommission unter Vorsitz von Minister Macher zu bilden, die 
„geeignete Vorschläge zur anderweitigen Beschäftigung dieser freiwerdenden Ar­
beitskräfte" ausarbeiten sollte145. Gleichzeitig legte das SED-Führungsgremium fest, 
daß die entlassenen Arbeiter entweder in andere Betriebe innerhalb und außerhalb 
des Bezirkes Karl-Marx-Stadt zu vermitteln seien oder durch Verlegung von Be­
triebsteilen bzw. Errichtung zusätzlicher Produktionsstätten neue Arbeitsplätze fin­
den sollten. 

Trotz dieser Beschlüsse ging die berufliche Wiedereingliederung der entlassenen 
Arbeiter des Uranbergbaus nur langsam voran. Neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
in nennenswertem Umfange boten nach Ansicht der Staatlichen Plankommission 
der Steinkohlenbergbau146 sowie das neue industrielle Großprojekt „Schwarze Pum­
pe", die jedoch nicht alle arbeitslosen Wismut-Arbeiter aufnehmen konnten. Die ein­
seitige Ausrichtung auf den Uranbergbau schloß eine neue berufliche Perspektive für 
die Mehrzahl der entlassenen Arbeiter in den Bezirken des Erzgebirges weitgehend 
aus147. Eine reibungslose Umgruppierung wurde somit unwahrscheinlich; mit einem 
Ansteigen der Arbeitslosenzahlen mußte gerechnet werden. Das Ministerium für Ar­
beit und Berufsausbildung ging für das Jahr 1957 von insgesamt 17000 Entlassungen 

141 Ebenda. 
142 BAB, D Q 2/2104, Abt. Arbeitskraftlenkung am 4. 1. 1957 an den Rat des Bezirkes Magdeburg 

(Abt. Arbeit und Berufsausbildung). 
143 SAPMO, NY 4090/359, Bl. 88, Rat des Bezirkes Karl-Marx-Stadt am 7. 2. 1957 an den Vorsitzen­

den der Staatlichen Plankommission Bruno Leuschner. 
144 BAB, DQ 2/2129, Vermerk der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 18. 2. 1957. 
145 BAB, D Q 2/1698, Stellvertretender Ministerpräsident Fritz Selbmann am 8. 3. 1957 an Minister 

Macher. Der Kommission sollten „verantwortliche" Vertreter der Staatlichen Plankommission, 
des Ministeriums für Allgemeinen Maschinenbau, des Ministeriums für Leichtindustrie, des 
FDGB-Bundesvorstandes, des Rates des Bezirkes Karl-Marx-Stadt und der Generaldirektion der 
SDAG Wismut angehören. 

146 BAB, DE 1/413, Bl. 6-11, hier Bl. 6, Bericht der Staatlichen Plankommission über die Arbeits­
kräftelage im Wismut-Gebiet Johanngeorgenstadt vom 22. 9. 1956. 

147 BAB, DC 1/1063, Bericht (Entwurf) der ZKSK über die Lage und die notwendigen Veränderun­
gen der Wirtschaftsstruktur im Bergbaugebiet der SDAG Wismut [Mitte März 1957], S. 3. 
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aus; besonders hart betroffen waren die Stadtkreise Johanngeorgenstadt (4200), 
Schneeberg (6800) sowie der Kreis Auerbach (2700)148. Darüber hinaus zeigte sich 
schon frühzeitig, daß zahlreiche Bergarbeiter eine neue Beschäftigung mit geringeren 
Verdienstmöglichkeiten wie etwa in der Textil- und Papierindustrie oder in der 
Landwirtschaft ablehnten: „Durch die bei der SDAG Wismut eingeführten zahlrei­
chen Vergünstigungen [...] sind die Kumpels gegenüber den Beschäftigten in ande­
ren Industriezweigen verwöhnt worden."149 Als weiteres Hindernis erwies sich er­
neut die mangelhafte Wohnraumversorgung, die der Arbeitskräftelenkung auch in 
diesem Fall im Wege stand. Auf Anweisung des Sekretariats des ZK der SED stellte 
Arbeitsminister Macher schließlich eine Kommission zusammen, die geeignete Be­
schäftigungspläne ausarbeiten sollte150. Der Handlungsspielraum war jedoch eng ge­
setzt, wie der Leiter der Hauptabteilung Investitionen bei der Staatlichen Plankom­
mission, Friedrich Lange151, bereits auf der ersten Sitzung hervorhob. So durften 
sich die Neuinvestitionen im Zusammenhang mit der beruflichen Eingliederung von 
entlassenen Wismut-Arbeitern nur im Rahmen des bereits laufenden Volkswirt­
schaftsplanes 1957 bewegen. Über den Plan hinausgehende Investitionen konnten 
deshalb nicht mehr vorgenommen werden. Alle Ministerien sollten daher überprü­
fen, „welche bereits vorhandenen Produktionskapazitäten in die Wismut-Kreise ver­
lagert werden können"152. Darüber hinaus befürwortete die Mehrheit der Kommissi­
onsmitglieder eine Weiterleitung der „freigewordenen Arbeitskräfte" in die Land­
wirtschaft. Mit der kurz zuvor eingeleiteten Aktion „Industriearbeiter aufs Land" 
schien sich eine Lösung anzubahnen. Diesem Vorschlag widersprach nur das Mini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft, auf das nunmehr größere Koordinierungsauf­
gaben zukamen153. Für die Landwirtschaft konnten aufgrund des bereits beschriebe­
nen Scheiterns dieser Aktion nur äußerst wenige Bergarbeiter gewonnen werden: 
1956 waren es 610 und im I. Quartal 1957 250 Arbeitskräfte154. 

148 BAB, D Q 2/2129, Bericht der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 15. 3. 1957, S. 1. 
149 BAB, DC 1/1063, Bericht (Entwurf) der ZKSK über die Lage und die notwendigen Veränderun­

gen der Wirtschaftsstruktur im Bergbaugebiet der SDAG Wismut [Mitte März 1957], S. 3. 
150 SAPMO, DY 34, 45/143/6058, Minister Macher am 16. 3. 1957 an den Sekretär für Lohnfragen 

beim FDGB-Bundesvorstand, Otto Lehmann. Die Kommission setzte sich zusammen aus Vertre­
tern der Staatlichen Plankommission, der Staatlichen Geologischen Kommission, des Ministeri­
ums für Kohle und Energie, des Ministeriums für Allgemeinen Maschinenbau, des Ministeriums 
für Leichtindustrie, des Ministeriums für Berg- und Hüttenwesen, des Ministeriums für Land-
und Forstwirtschaft, des Ministeriums für Aufbau, des Staatssekretariats für Örtliche Wirtschaft, 
des FDGB-Bundesvorstandes, der SDAG Wismut, des Rates und des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, 
des Rates der Stadt Johanngeorgenstadt und des Amtes für Technik. BAB, D Q 2/1251, Protokoll 
über die 1. Sitzung der Kommission für die Umsetzung der freiwerdenden Arbeitskräfte bei der 
SDAG Wismut am 22. 3. 1957, S. 1. 

151 Angaben zu Lange in: SBZ-Handbuch, S. 962. 
152 BAB, DQ 2/1251, Protokoll über die 1. Sitzung der Kommission für die Umsetzung der freiwer­

denden Arbeitskräfte bei der SDAG Wismut am 22. 3. 1957, S. 2. 
153 Ebenda, S. 3. 
154 BAB, D Q 2/2129, Protokoll über die 2. Sitzung der Kommission für die Umsetzung der freiwer­

denden Arbeitskräfte bei der SDAG Wismut am 5. 4. 1957. 
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Die Tatsache, daß es sich bei der SDAG Wismut um ein Unternehmen handelte, 
das nach wie vor unter maßgeblichem sowjetischen Einfluß stand, erschwerte zusätz­
lich die langfristige Planung. So wurde die deutsche Arbeitsverwaltung spät und un­
zureichend über die Zahl der entlassenen Wismut-Arbeiter und deren berufliches 
Qualifikationsprofil informiert. Der ZKSK-Vorsitzende empfahl daraufhin dem Ar­
beitsminister, „eine enge Verbindung mit der Generaldirektion der SDAG Wismut 
zu halten"155. Neben dem Ministerium für Land- und Forstwirtschaft setzten auch 
die übrigen an der Aktion beteiligten Ministerien eigene „Werber" im Erzgebirge 
ein, um Arbeitskräfte zu rekrutieren. Sicherheitsbedenken von Seiten der sowjeti­
schen Werksleitungen verhinderten allerdings oftmals schon den Zugang zu den 
Schachtanlagen156. Nach Angaben von Arbeitsminister Macher konnte ein großer 
Teil der Bergarbeiter, deren Entlassung für 1957 geplant war, bereits im Juni ein neu­
es Beschäftigungsverhältnis vorweisen. Damit hatte sich die Situation leicht ent­
spannt, und Macher hielt sogar das Weiterbestehen der Kommission „nicht mehr 
für erforderlich"157. Die Ursache dafür war vermutlich das Kohle- und Energiepro­
gramm, das der Ministerrat der D D R am 21. März 1957 beschlossen hatte158. Dieses 
Programm sollte die Versorgung der D D R mit Braun- und Steinkohle, die Mitte der 
fünfziger Jahre gefährdet schien, mittelfristig sichern. Deshalb wurden diese Bereiche 
der Grundstoffindustrie in der Folgezeit wieder bevorzugt mit Investitionsmitteln 
und eben auch mit Arbeitskräften versorgt. 

Die Stillegung von Schachtanlagen der SDAG Wismut und die damit zusammen­
hängende Verkleinerung der Belegschaft waren jedoch im Sommer 1957 noch keines­
wegs abgeschlossen, sondern setzten sich auch im Herbst weiter fort159. In einigen 
Schachtanlagen ergab sich nach Mitteilung der Wismut-Generaldirektion ein neuer 
Arbeitskräfteüberhang von insgesamt 4650 Personen. Die beteiligten Ministerien so­
wie die Regional- und Lokalverwaltungen sahen sich somit erneut mit der Aufgabe 
konfrontiert, Beschäftigungsmöglichkeiten für die entlassenen Arbeiter anzubieten. 
Größere Betriebe der volkseigenen Industrie, in erster Linie wieder der Stein- und 
Braunkohlebergbau sowie die Bauindustrie, sollten zusätzliche Arbeitsplätze anbie­
ten. Darüber hinaus planten die beteiligten Stellen eine Umsetzung der nicht ortsan­
sässigen Arbeitskräfte. Wismut-Arbeiter, deren Wohnsitz außerhalb des Erzgebirges 
lag, sollten in ihre Heimatgebiete zurückkehren. Damit wurde das Problem der be­
ruflichen Unterbringung aus Sicht der SDAG Wismut externalisiert, da auf diese 
Weise sämtliche DDR-Bezirke zur Bewältigung des Arbeitsmarktproblems herange­
zogen wurden. Die langfristige Planung wurde aber auch in diesem Fall dadurch be-

155 BAB, DQ 2/1698, ZKSK-Vorsitzender am 3. 5. 1957 an Minister Macher, S. 2. 
156 Ebenda, Vermerk der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 6. 5. 1957. 
157 Ebenda, Macher an den stellvertretenden Vorsitzenden des Ministerrates Fritz Selbmann, Juni 

1957. 
158 Vgl. Peter Hübner, Zum Kohle- und Energieprogramm der DDR 1957, in: Zeitschrift für Ge­

schichtswissenschaft 32 (1984), S. 195-205. 
159 BAB, D Q 2/1698, Bericht der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 11. 11. 1957 über die Lage bei der 

SDAG Wismut, S. 1. 



662 Dierk Hoffmann 

hindert, daß die Kommunalverwaltungen in den betroffenen Kreisen der SDAG 
Wismut im Januar 1958 über keine konkreten Zahlenangaben verfügten160. Von einer 
neuen Entlassungswelle waren nach Angaben der Hauptabteilung Kader (SDAG 
Wismut) bis zum Ende des I. Quartals 1958 rund 5500 Arbeiter betroffen161. Beson­
ders schwierig gestaltete sich die Lage in Johanngeorgenstadt, da es sich bei den zur 
Entlassung anstehenden Arbeitskräften (2000) nur um Ortsansässige handelte. Da 
die Aufnahmekapazitäten für zusätzliche Arbeitskräfte in den dortigen volkseigenen 
Betrieben „sehr gering" waren, stieg die Zahl der Arbeitsuchenden, „wodurch eine 
noch nicht dagewesene Unzufriedenheit [in] der Bevölkerung entstanden" sei162. 

Die Kommunalverwaltungen wurden von der Generaldirektion der SDAG Wis­
mut - darauf ist bereits hingewiesen worden - spät über die konkrete Zahl der Ent­
lassungen informiert. Ebenso problematisch erwies sich die statistische Erfassung 
über die berufliche Umsetzung dieser Wismut-Arbeiter, was ursächlich mit den stark 
eingeschränkten Möglichkeiten der Arbeitsämter zusammenhing. Diese waren 1951 
als selbständige Dienststellen aufgelöst worden und hatten eine ganze Reihe von zen­
tralen Aufgaben an die Kreisverwaltungen bzw. ab Sommer 1952 an die Bezirksver­
waltungen abtreten müssen163. Darüber hinaus war die Arbeitskräftewerbung grund­
sätzlich den Betrieben übertragen worden. Damit hatte letztlich die Arbeitsverwal­
tung ihre koordinierende Funktion verloren. Das erklärt auch die Notiz einer 
ZKSK-Mitarbeiterin Mitte Februar 1958: „Wo die restlichen ca. 1500 Arbeitskräfte 
verblieben sind, ist nicht bekannt, da es keine Möglichkeit gibt, die Arbeitskräfte zu 
registrieren."164 

VI. Neuregelung der Arbeitskräftelenkung? 

Angesichts der Unzulänglichkeiten des Planungs- und Lenkungssystems sowie der 
unvorhersehbaren Entwicklung der Fluchtbewegung bis zum Mauerbau lag die Ver­
mutung nahe, daß das Arbeitsministerium bzw. die Staatliche Plankommission die 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien und Konzepte auf den Prüfstand stellen 
würde. In der Tat wurden von den genannten Institutionen Ende der fünfziger Jahre 

160 BAB, D Q 2/2129, Niederschrift über die am 23. 1. 1958 stattgefundene Besprechung mit kommu­
nalen Abteilungsleitern (Abt. für Arbeit). 

161 Ebenda, Bericht der Abt. Arbeitskraftlenkung vom 27. 1. 1958. 
162 Ebenda, Stellvertreter des Generaldirektors der SDAG Wismut, R. Schröder, am 31. 1. 1958 an 

den Minister für Arbeit und Berufsausbildung Macher, S. 2. 
163 „Verordnung über die Aufgaben der Arbeitsverwaltungen und über die Lenkung der Arbeitskräf­

te" vom 12. 7. 1951, in: Gesetzblatt der DDR 1951, S. 687-689. Frerich/Frey bezeichnen die Ar­
beitsämter fälschlicherweise als „Sonderbehörden". Vgl. Johannes Frerich/Martin Frey, Hand­
buch der Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland. Bd. 2: Sozialpolitik in der Deutschen De­
mokratischen Republik, München/Wien 1993, S. 176. 

164 BAB, DC 1/1063, Notiz der Kontrolleurin Ruth K. (ZKSK, Arbeitsgruppe Arbeit und Berufsaus­
bildung) vom 18.2. 1958. 
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Überlegungen angestellt, die Verordnung zur Arbeitskräftelenkung von 1951 grund­
legend zu überarbeiten und zu Praktiken der rigiden Arbeitskräftelenkung aus den 
späten vierziger Jahren zurückzukehren. Dazu war vorgesehen, die Zuständigkeiten 
der einzelnen Verwaltungen auf zentraler, regionaler und lokaler Ebene besser abzu­
grenzen165 sowie eine stärkere Zentralisierung der Entscheidungsbefugnisse wieder 
einzuführen. Auch wenn diese Pläne letztlich nicht umgesetzt wurden, sind sie zu­
nächst einmal als ein Indiz für eine gewisse Ratlosigkeit zu werten, die sich auf Seiten 
der zentralen Planungsbehörden ausgebreitet hatte; zudem implizierten die Pläne das 
Eingeständnis über die Erfolglosigkeit der bisherigen Maßnahmen. 

Das Ministerium für Arbeit und Berufsausbildung legte unter Hinweis auf diese 
Probleme im Sommer 1957 den Entwurf für eine Verordnung „über die Lenkung 
der Arbeitskräfte" vor, die eine Erweiterung der Kompetenzen der staatlichen Orga­
ne gegenüber den Betrieben zum Ziel hatte166. Damit sollte die 1951 begonnene Ent­
wicklung wieder rückgängig gemacht werden. Frühzeitig meldeten jedoch die übri­
gen Ministerien zum Teil grundsätzliche Bedenken an: So betonte der Minister für 
Kohle und Energie Richard Goschütz, daß der Verordnungsentwurf „in der Festle­
gung von Einzelheiten zu weit geht und den örtlichen Organen zu wenig Möglich­
keit gibt, die durchaus notwendige Lenkung der Arbeitskräfte nach den eigenen Er­
fordernissen zu regeln"167. Ein Richtlinienentwurf des Wirtschaftsrates vom 22. Au­
gust 1957 ging trotzdem noch einen Schritt weiter und untersagte allen „sozialisti­
schen Betrieben", Arbeitskräfte aus anderen Unternehmen der „sozialistischen Wirt­
schaft" abzuwerben168. Ausgenommen blieben nur Betriebe der Landwirtschaft, der 
Baustoffindustrie, der Bauwirtschaft sowie Schwerpunktbetriebe des Ministeriums 
für Kohle und Energie. Mit diesem Vorschlag erhielt der Wirtschaftsrat jedoch wenig 
Zuspruch. Die Staatliche Plankommission, Hauptabteilung Planung der Arbeitskräf­
te, faßte die aus den Bezirken eingehenden Reaktionen auf diese Initiative zusam­
men: „Es wird darauf hingewiesen, daß derartige Bestimmungen, die die Freizügig­
keit einschränken, zu einem Anwachsen der Westabwanderung führen könnten."169 

Kritik kam auch von Seiten einiger Betriebsleiter, die über den Vorschlag unterrichtet 
worden waren und diesen weitgehend ablehnten, da er ihnen die Möglichkeit nahm, 
Arbeitskräfte anderer Betriebe gewinnen zu können170. 

Die Diskussion erstreckte sich nicht nur auf den möglichen Neuaufbau einer ei­
genständigen Arbeitsverwaltung, wie sie bis 1951 bestanden hatte, sondern drehte 
sich generell um die Aufgaben und Ziele einer zentralen Arbeitskräftelenkung. Dabei 
versuchte die Abteilung Arbeitskräfte der Staatlichen Plankommission das Aufga­
benfeld abzustecken: „Das sozialistische Prinzip der Verteilung der gesellschaftlichen 

165 BAB, DE 1/3656, Bl. 1-6, Thesenpapier der Staatlichen Plankommission vom 10. 5. 1957. 
166 BAB, DQ 2/1708. 
167 Ebenda, Minister Goschütz am 10. 10. 1957 an Minister Macher. 
168 BAB, DE 1/3647, Bl. 76. 
169 BAB, DE 1/9597, Bl. 110. 
170 Ebenda, Bl. 104, Stellungnahme der Staatlichen Plankommission, HA Planung der Arbeitskräfte, 

vom 6. 12. 1957. 
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Arbeitskraft verlangt, daß im sozialistischen Staat weder Arbeitslosigkeit, noch ein 
größerer ungedeckter Bedarf bestehen."171 Offen blieb jedoch die Frage, welche 
Funktion die staatlichen Verwaltungen auf der regionalen und kommunalen Ebene 
erhalten würden und wie die Aufgabentrennung zu den Betrieben erfolgen sollte. Ei­
nig war man sich nur darüber, daß die Arbeitskräftelenkung zu verbessern war, wo­
bei alle Vorschläge eine Stärkung der zentralen Institutionen beinhalteten. 

Das Komitee für Arbeit und Löhne präsentierte am 30. Dezember 1958 einen eige­
nen Verordnungsentwurf, der inhaltlich sehr weitreichende Bestimmungen ent­
hielt172. Vor allem die bisher bestehenden betrieblichen Freiräume bei der Anwer­
bung von Arbeitskräften sollten fast vollständig aufgehoben werden. Das bedeutete 
zwar eine erhebliche Stärkung der Räte der Bezirke und Kreise, war aber nicht auto­
matisch verbunden mit einer Rückkehr zu den Praktiken der Arbeitseinweisung 
Ende der vierziger Jahre. So betonte der Entwurf ausdrücklich, das „Einverständnis 
der betreffenden Bürger" sei Voraussetzung für die Arbeitskräftelenkung173. Den­
noch befürchtete der stellvertretende Vorsitzende des Ministerrates Heinrich Rau, 
daß die geplante Verordnung eine „heftige Diskussion und auch Beunruhigung" her­
vorrufen würde, „da die in der Verordnung enthaltenen Bestimmungen als eine Auf­
hebung der Freizügigkeit, als Arbeitszwang etc. betrachtet" werden könnten. Außer­
dem argumentierte Rau, die Durchführung der Verordnung sei „nicht ohne einen rie­
sigen Bürokraten-Apparat möglich". Im Fall einer Verwirklichung würde sich rasch 
eine „große Diskrepanz zwischen Aufwand und Resultat ergeben"174. In der Folge­
zeit setzte sich die Position Raus bei der SED-Führung und beim DDR-Ministerrat 
durch. Beide Führungsgremien befürchteten offenbar eine Verschlechterung der 
Stimmungslage in der Bevölkerung und ein Ansteigen der Flüchtlingszahlen. Des­
halb wurde die Verabschiedung der geplanten Verordnung zur Reorganisation der 
Arbeitskräftelenkung vorerst zurückgestellt. 

Anfang 1961 befaßte sich dann das Politbüro mit einem von Paul Verner vorberei­
teten Entwurf, der die Arbeitskräftelenkung explizit mit der Berufsberatung ver­
knüpfte175. Dieser Vorschlag unterschied sich in mehrfacher Hinsicht von früheren 
Entwürfen, da er vor allem die seit 1951 in die Bedeutungslosigkeit abgesunkene Ar­
beitsverwaltung wieder aufwertete. Die SED-Führung beschloß am 6. Juni 1961 die 
Umwandlung der Abteilungen für Arbeit bei den Kreisen und Bezirken in Ämter 
für Arbeit und Berufsberatung. Diese Entscheidung sollte „streng vertraulich behan­
delt" und zunächst nicht veröffentlicht werden176. Die Verabschiedung des Entwurfs 
durch den Ministerrat zog sich noch mehrere Wochen hin und erfolgte schließlich am 

171 BAB, DE 1/3510, Bl. 4-11, hier Bl. 5, Konzeption vom 2. 12. 1958. 
172 BAD, D Q 3/714. 
173 Ebenda, § 14, Abs. 1. 
174 BAB, DQ 3/714, Rau am 12. 1. 1959 an den Vorsitzenden des Komitees für Arbeit und Löhne, 

Heinicke. 
175 SAPMO, DY 30/J IV 2/2/748, Bl. 4 und Bl. 59-77, Protokoll der Sitzung des Politbüros am 7. 2. 

1961. 
176 SAPMO, DY 30/J IV 2/2/766, Bl. 4 und Bl. 49-70. 
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24. August177. Kurz zuvor hatte ein Ereignis erhebliche Auswirkungen auf die Ar­
beitskräftelenkung in der D D R entfaltet: Durch den Mauerbau am 13. August 1961 
änderte sich schlagartig die Situation auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt; die unge­
hinderte und unkontrollierte Abwanderung von Menschen im erwerbsfähigen Alter 
wurde radikal gestoppt. Diese Maßnahme leitete auch bei der Arbeitskräftelenkung 
einen neuen Abschnitt ein, auf den hier nicht mehr eingegangen werden kann. 

VII. Zusammenfassung 

Die Arbeitskräftelenkung war Bestandteil der allgemeinen Wirtschaftsplanung in der 
DDR. SED-Führung, Staatliche Plankommission und Arbeitsverwaltung versuchten, 
den Arbeitsmarkt langfristig zu steuern und zu lenken. Dies gelang aber nicht schon 
unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges, sondern erst im Laufe eines 
längeren Prozesses, der keineswegs bruchlos verlief. Die Planung des Arbeitskräf­
teeinsatzes war im Untersuchungszeitraum sehr stark abhängig von zwei Faktoren: 
den Forderungen der sowjetischen Besatzungsmacht sowie dem Phänomen der „Re­
publikflucht". Die schlechten Erfahrungen mit den Zwangseinweisungen in der SBZ, 
vor allem im Uranbergbau, führten aufgrund der hohen sozialen und wirtschaftli­
chen Folgelasten dieser Maßnahmen zu einem Wechsel der Lenkungsinstrumente. 
Darüber hinaus besaß die Arbeitseinweisung eine destabilisierende Wirkung für das 
politische System der SBZ/DDR. Da zudem die sowjetischen Arbeitskräfteanforde­
rungen ab Anfang der fünfziger Jahre spürbar zurückgingen, konnte auf dieses In­
strument verzichtet werden. Damit setzte sich die Arbeitskräftewerbung durch, die 
jedoch aufgrund der nicht unbeträchtlichen Fluktuationsrate immer wieder auf den 
Prüfstand der SED geriet. Sowohl die Binnenwanderung als auch die Westflucht 
stellten Faktoren dar, die von den Planungsbehörden nicht zu steuern waren und in­
sofern deren Handlungsspielraum einschränkten. Dennoch blieb die Rückkehr zu 
den Methoden der repressiven Arbeitskräftelenkung Ende der fünfziger Jahre sowohl 
für die SED-Führung als auch für den DDR-Ministerrat ausgeschlossen. 

Neben exogenen Faktoren sah sich die DDR auch mit systemimmanenten Män­
geln der zentralen Planung des Arbeitskräfteeinsatzes konfrontiert, die das Vorhaben, 
mit dem richtigen Arbeitskräftekontingent zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort 
zu sein, ständig gefährdeten. So wurde ein „time-lag" zwischen Anweisung und Rea­
lisierung oftmals nicht in Rechnung gestellt. Frühzeitig mußte die SED-Führung er­
kennen, daß sich der Produktionsfaktor „Arbeit" letztlich nicht in dem erhofften 
Maße lenken ließ. Erschwerend kam hinzu, daß die einseitige strukturpolitische Aus­
richtung auf die Grundstoff- und Schwerindustrie Anfang der fünfziger Jahre, die ge­
samtwirtschaftlichen Überlegungen geschuldet war, zu einer erheblichen Belastung 
des Arbeitsmarktes führte. Arbeitskräfte wurden gezielt in die industriellen Schwer-

177 BAB, DC 20 I/3-346, Bl. 3. Die Verordnung wurde am 28. 8. 1961 im Gesetzblatt veröffentlicht. 
Vgl. Gesetzblatt der DDR 1961, Teil II, S. 347-349. 
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punktbetriebe der D D R gelenkt. Die Planungseuphorie fand ihr Ende, als Mitte der 
fünfziger Jahre ein Arbeitskräfteüberschuß im sekundären Sektor diagnostiziert wur­
de, während in der Landwirtschaft Arbeitskräfte fehlten. Die zentralen Lenkungsver­
suche stießen jedoch rasch an ihre Grenzen, da die Lohn- und Wohnungsbaupolitik 
keinerlei Anreize für einen Berufswechsel von der Industrie in den primären Sektor 
bieten konnten. Damit war etwa die Aktion „Industriearbeiter aufs Land" weitge­
hend zum Scheitern verurteilt. Insgesamt gesehen ergab sich automatisch eine Dis­
krepanz zwischen den politischen Zielen sowie den wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen der eingeleiteten Maßnahmen, die von der SED-Führung oftmals nicht inten­
diert waren und teilweise auch nicht vorhergesehen werden konnten. 

Bei den Entscheidungen der SED-Führung, die in nahezu allen Sachfragen eine ab­
solute Kompetenz beanspruchte, vermischten sich oftmals ökonomische und poli­
tisch-ideologische Elemente. Das hatte zwangsläufig Auswirkungen auf die Arbeits­
kräftelenkung in der DDR: Im Rahmen des ersten Fünfjahresplanes wurde der 
Schwerpunkt bei der Zuteilung von Investitionsmitteln und Arbeitskräften eindeutig 
auf den Ausbau der Schwerindustrie gelegt. Und diese Prioritätensetzung wurde 
während des gesamten Untersuchungszeitraumes beibehalten. Die Folgen dieser ein­
seitigen Allokation sollten etwa durch die Aktion „Industriearbeiter aufs Land" aus­
geglichen werden, die zugleich mit einem anderen Ziel verknüpft war: der gewünsch­
ten Stärkung der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. Für die SED-
Führung waren somit wirtschaftliche und politische Ziele oftmals eng miteinander 
verbunden; eine Trennung zwischen beiden Bereichen mit dem Ziel der Verbesserung 
des Steuerungssystems schien nicht möglich zu sein. Vorsichtige Ansätze zu einer 
Wirtschaftsreform während der sechziger Jahre, die den Betrieben mehr Handlungs­
spielraum zugestehen wollten, scheiterten auch daran, daß sich für die Hegemonial-
partei SED damit letztlich die Machtfrage stellte178. 

178 Vgl. Steiner, Die DDR-Wirtschaftsreform. 


